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4. Kapitel: Zusammenfassende Würdigung der 
bundesgerichtliehen Rechtsprechung und 
Ausblick 

§ 1 «Ebenso neu als kühn»? 

I. Der mühsame Weg zur Anerkennung der Rechtsgleichheit und 
der tatsäeWichen Gleichstellung der Frauen 1040 

Recht ist einem steten Wandel unterworfen. Es folgt gesellschaftlichen, 621 
wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Veränderungen und setzt 
diese in verfassungsrechtliche oder gesetzliche Regelungen um. Frauen 
waren und sind solchen Veränderungen ebenso ausgesetzt wie Männer, 
aber für sie haben über Jahrhunderte andere Regeln gegolten, die bis in 
die neueste Zeit hinein ihre rechtliche Stellung gekennzeichnet haben. 
Die Geschichte ihrer Gleichberechtigung setzt denn auch bewusst ein 
mit dem Ausruf des Bundesgerichts, es sei ebenso kühn als neu zu mei-
nen, Frauen könnten in allen Bereichen der Rechtsordnung dieselben 
Rechte ausüben wie sie Männern zustünden. Ihnen stehe eine andere, 
biologisch und damit von Natur aus vorgegebene Funktion zu, die sie 
andern Rechtsregeln unterwerfe als den Mann. Jede andere Auffassung 
würde - so das Bundesgericht im Jahre 1887- nicht nur allen Regeln 
historischer Interpretation der Verfassung widersprechen, sondern 
müsste auch die zurzeit noch gegebenen allgemeinen Überzeugungen 
der massgebenden Kreise über die auf Haus und Familie bezogene, 
grundsätzlich vom Mann abhängige Funktion der Frauen ausser Kraft 
setzen. 

Mit dieser Ausrichtung auf allgemeine, wenn auch zeitabhängige 622 
Überzeugungen der massgebenden Kräfte in Staat, Gesellschaft und 
Recht ist bis in die neueste Zeit hinein, gestützt auf den traditionellen 

1040 Im Entwurf einer <<nachgeführten Verfassung» vom 21.11.1997 verlangte eine 
parlamentarische Minderheit, Art. 8 Abs. 3 BV sei folgendermassen zu präzisie­
ren: <<Bund und Kantone verwirklichen die materielle Gleichstellung zwischen 
Frau und Mann in allen Lebensbereichen, indem sie bestehende Diskriminierun­
gen beseitigen und positiveMassnahmen fördern.» Dieser Vorschlag erhjelt keine 
Mehrheit, aber Abs. 3 Satz 2 enthält trotz grosser Opposition nunmehr den Be­
griff der <<tatsächlichen>> neben der rechtlichen Gleichstellung. 
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Gleichheit satz, eine rechtliche Ungleichbehandlung von Frauen ge­
rechtfertigt worden. 1041 Das Bundesgericht selbst hat i.d.R. differenzier­
teren Meinungen erst Rechnung getragen, wenn sich ein Wandel der all­
gemeinen Rechtsüberzeugung in gesetzlichen Erlassen der Kantone 
abgezeichnet hat (so etwa hinsichtlich der Zulassung zu bestimmten Be­
rufen w42

). Oder es bedurfte des Anstosses von aussen: Die von der 
Schweiz seit langem unterzeichneten oder ratifizierten internationalen 
Übereinkommen haben u.a. (zum Teil neben vorauseilenden recht­
lichen Veränderungen auf Kantonsebene) die bundesgerichtliche Über­
zeugung beeinflusst, dass es nicht länger dem Gerechtigkeitsempfinden 
entspreche, Frauen für gleiche Arbeit im öffentlichen Dienst schlechter 
als Männer zu besolden. 1043 Das Bundesgericht war aber in andem 
Rechtsbereichen weiterhin höchst zurückhaltend: Auf dem Wege der 
Rechtsprechung war es ausgeschlossen, unter Berufung auf das aU­
gemeine Gebot rechtsgleicher Behandlung «aller Schweizer» und somit 
auch der Frauen, gleiche politische Rechte für Frauen auf kantonaler 
Ebene durch Eintragung im Stimmregister zu erhalten. Dem stand der 
föderalistische Gedanke und auch das Prinzip der Gewaltentrennung ent­
gegen. Dementsprechend wurde als abwegig bezeichnet zu versuchen, 
die 1959 und 1960 in einzelnen Kantonen eingefü hrten politischen 
Rechte als an die Person und nicht an den (eherechtlich vorgeschriebe­
nen) Wohnsitz geknüpfte Persönlichkeitsrechte zu betrachten. 1().14 Die 
Lösung des Problems der Gleichberechtigung der Frauen konnte offen­
sichtlich nur in der Aufnahme eines geschlechtsbezogenen Rechts­
gleich heitssatzes in der Verfassung gefunden werden. Kann die darauf 
basierende Rechtsprechung als «ebenso neu und kühn» betrachtet wer­
den, um die vom Bundesgericht 1887 verwendete Umschreibung dessen 
zu verwenden, was damals Frauen gestützt auf das Gebot rechtsgleicher 
Behandlung angestrebt hatten? 

1041 Vgl. dazu insb. SCHULZ, AJP 1993, S. 1313ff.; bereits Botschaft Gleiche Rechte, 
S.25,52ff. 

1042 So in BGE49114 i.S. Roeder. 
1043 BGE 103la 517 = Pra 67 Nr. 138. 
1044 Vgl. nicht publ. BGE vom 13.2.1963 i.S. G. H. und Kons. c. Kanton Zürich. 
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ß. Wandelbarkeit des Gleichheitsgebots 

Die traditionelle Vormachtstellung der Männer hat in verschiedenen 623 
Entscheiden sogar zum Konstrukt der «umgekehrten» Diskriminierung 
geführt. die es nach Auffassung des Bundesgerichts zu verhindern gel-
te. 104~ Aber das Bundesgericht hat es teilweise auch früh verstanden, 
das Verständnis der Rechtsgleichheit zeitgernäss auszuweiten: So hat es 
etwa darauf hingewiesen, die Ungleichbehandlung von Frauen im Be­
rufsleben allein aufgrund ihres Geschlechts entspreche angesichts der 
sozialen und wirtschaftlichen Veränderungen nicht mehr der vorherr­
schenden Meinung, müssten doch Frauen aus sozialen Gründen ihre 
Tätigkeit auf Bereiche ausdehnen, die früher allein den Männern vor­
behalten gewesen seien. Das Bundesgericht berief sich unter anderem 
auf die (als Folge der Zulassung zu Universitäten, der Einführung von 
Frauenberufsschulen und der allgemeinen und obligatorischen Schul­
pflicht) bessere Ausbildung von Frauen, die sich der Stellung der Män-
ner annähern würde. Es fügte bei, auch wenn die politischen Rechte 
(damals noch) ganz allgemein den Frauen verweigert würden, hätten 
sich doch im Wirtschaftsleben Sitten und Gebräuche im Hinblick auf 
die Gleichstellung verändert. Der Geschlechtsunterschied als solcher ge-
niige daher nicht mehr als Grund fiir eine Ungleichbehandlung. Sehr 
viel später - bereits unter der Herrschaft des geschlechtsspezifischen 
Gleichheitssatzes - hat es in seinem Entscheid zur G leichstellung im 
Stimm- und Wahlrecht der Appenzeller Frauen darauf hingewiesen, der 
Richter und die Richterin müssten sich bemühen, eine Norm in einer 
Weise anzuwenden, die den gegenwärtigen Gegebenheiten und Auffas­
sungen möglichst entspreche. Gerichte würden daher oft dazu kommen, 
eine hergebrachte Auslegung aufzugeben, die zur Zeit der Entsteh~ng 
des Gesetzes zweifellos gerechtfertigt war, sich aber angesichts der An­
derung der Verhältnisse oder auch nur wegen der Entwicklung der An­
schauungen nicht mehr halten lasse. 

Mit der Akzeptanz von Veränderungen auf dem Hintergrund eines 624 
stetigen Wandels des Verfassungsverständnisses war nicht nur für die 
Verfassungs- und Gesetzgebung, sondern auch für die bundesgericht-
liehe Rechtsprechung der Ansatzpunkt für die Entwicklung eines neuen 
Gleichheilsverständnisses gegeben. Allerdings wird diese Erkenntnis in 
der Praxis des Bundesgerichts nicht durchwegs umgesetzt. Das mit 

1045 BGE 123 I 152: Solothurner Quotcnentscheid. Vgl. die differenzierende Begrün­
dung in BGE 125 I 21 : Umcr Quotencntscheid. 
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Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV verfolgte eigentliche Ziel, materielle 
Besserstellung der Frauen in allen wesent lichen gesellschaftlichen und 
rechtlichen Bereichen zu realisieren - unter Umständen auch durch 
ei ne gewisse Benachteiligung der gesellschaftlich dominanten Bevölke­
rungshälfte -, hat zwar dank der bundesgerichtliehen Rechtsprechung 
zu Verbesserungen geführt, aber die hohen Erwartungen. die mit der 
geschlechtsbezogenen Verfassungsbestimmung verbunden sind, haben 
sich noch nicht durchwegs erfüllt. 

01. Das Verständnis des Bundesgerichts zur 
Gleichstellungsbestimmung: Formale Betrachtungsweise führt 
nicht zu materieller Gleichstellung 

1. Keine formale Ungleichbehandlung von Frau und Mann mehr 

Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV überträgt das Gleichheitsgebot der 
Verfassung auf das Verhältnis von Frau und Mann. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesgerichts hat der Verfassungsgeber mit der 
neuen Bestimmung den im allgemeinen Gleichheitsgebot enthaltenen 
Grundsatz gewissermassen selbst konkretisiert und einschränkend und 
autoritativ festgestellt, die Zugehörigkeit zum einen oder andern Ge­
schlecht stelle grundsätzlich keinen rechtserheblichen Aspekt für eine 
Ungleichbehandlung von Frau und Mann mehr dar. Mann und Frau 
hätten somit für die ganze Rechtsordnung im Wesentlichen als gleich zu 
gelten. Der kantonalen und eidgenössischen Gesetzgebung sei es daher 
verwehrt, Normen zu erlassen, welche die Geschlechter ungleich behan­
deln . E ine Ungleichbehandlung sei nur noch zulässig, wenn auf dem 
Geschlecht beruhende biologische oder funktionale Unterschiede eine 
Gleichbehandlung zwingend ausschlössen. 11146 

1046 Z. B. BGE 108 Ia 22 = Pra 71 Nr. 144: Zugang zu weiterführenden Schulen; BGE 
1_09 lb 81 = Pra 72 Nr. 289: BGE I 14 Ia 329: Pensionicrungsalter; 111 lb 1: Fami­
ltcnnachzug vo~ Ausländern; I 16 Ia 359: Stimmrecht der Appcnzcllcrinnen; 116 V 
198: WJtwen!WJtwerrentc; 123 1 152: Solothurner Quotenentschcid. 125 1 21: Ur­
ner Quotencntschcid, je m.v.Hinw. 
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2. Gleichsetzung nach der Formel «Frau= Mann; Mann allenfalls= 
Frau»? 

Mit seiner Formulierung unterstreicht das Bundesgericht, dass Satz 1 
von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV im Grunde praktisch nur- aus­
ser beim Vorliegen biologischer oder funktionaler Gründe - eine for­
male rechtliche Gleichsetzung der Frauen mit derjenigen der Männer 
und in gewissen Fällen auch eine formale Gleichstellung von Männern 
mit Frauen bedeutet. Eine solche symmetrische Gleichheit schliesst die 
Rücksichtnahme auf das weitgehend unterschiedliche Lebensmuster 
von Frau und Mann aus und erschwert das Einfliessen der Einsicht in 
die Rechtsprechung, dass die tatsächlichen Auswirkungen solcher for­
maler Gleichheit auf Frauen und ihre Lebenswirklichkeit oft Folgen 
zeitigen, die benachteiligend sein können. Das heisst, Frauen rechtlich 
den Männern gleichstellen zu wollen, ohne ihre andersartige Lebens­
biografie, ihr Eingebundensein in Familienpflichten und ihre - letztlich 
darauf zurückzuführenden - tatsächlichen Schwierigkeiten im Wirt­
schaftsleben und in der Politik als wesentliche Differenz zu beachten, 
die auch die Tatsache geschlechtsspezifisch unterschiedlichen Umgangs 
z.B. mit schulischen, beruflichen und allgemein gesellschaftlichen Mög­
lichkeiten und Chancen mit in die Betrachtung einbezieht, vermag dem 
Sinn und Zweck der Gleichheitsbestimmung oft nicht zu entsprechen. 

3. Sinn und Zweck von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV 

Sinn und Zweck der Geschlechtergleichheitsbestimmung ist es, die Stel­
lung der Frauen in Recht, Gesellschaft, Wirtschaft, Politik und Kultur 
zu verbessern. Dazu haben Gesetzgebung und Rechtsprechung bei­
zutragen. Um Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV in diesem Sinne um­
zusetzen, kann diese Verfassungsbestimmung nicht nur als formales 
Gleichheitsgebot und Diskriminierungsverbot verstanden werden, v.a. 
nicht, wenn sie in ihren drei Sätzen als Einheit betrachtet wird. Es geht 
vielmehr darum, die gesamten (direkten wie indirekten) rechtlichen 
und gesellschaftlichen Defizite, denen Frauen bis anhin ausgeliefert wa­
ren, zu beseitigen. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass es offen­
sichtlich nicht genügt, sie einfach auf die traditionell dem Mann zuste­
hende rechtliche Stellung zu heben. Ebensowenig genügt es, einfach die 
vermeintlichen gesetzlichen «Privilegien» der Frau auf den Mann zu 
übertragen. Das zeigen z.B. die Entscheide zur öffentlichen Dienst-
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pflicht, zur Aufhebung des Nachtarbeitsverbots oder zur Altersgr 
· d . 1 s· . . enze 
m. er soz1a ~n IcherheJt, w~ d1e Herstellung formaler Rechtsgleichheit 
keme effektive gesellschafthche oder auch nur finanzielle Gleichstel­
lu~g ~ebracht, sondern praktisch nur zu einer (finanziellen oder arbeits­
massigen) Mehrbelastung vieler Frauen geführt hat. 

Die formalistisch a~sgerichtete Rechtspraxis hat denn auch die Ge­
set~gebung stark ~eem~usst: ~o z:B. die Neuregelung der Beitrags­
pflicht von Partnennneo m eheahnliehen Verhällnissen in der AHV d' . . , 1e 
zu cmem schlechteren sozialen Schutz führt; 1047 desgleichen die Erhö-
hung des .Rentenalters im Rahmen der 10. und 11. AHV -Revision oder 
auch gewisse Re~elu.ngen in der Invalidenversicherung, die sich v.a. auf 
Frauen unterschiedlich, sprich negativ, auswirken. 11l4M Ein solches f _ 
malesVerständnisvon Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV schränkt ~;e 
Bedeutung d~s ~erfassungssatzes auf eine enge formalrechtliche Be­
trac~tungsweise em und schliesst damit grundsätzlich aus, nach Rechts­
bereichen zu differenzieren und Frauen im Sinne der alten Regel _ 

h GI . h . 'wo 
nac e1c es gleich, tatsächlich Ungleiches aber differenziert ungleich 
zu. beha~deln ist, je nach Sachlage anders zu behandeln als Männer. 
I?Je dam1t v~rbun~ene, offene oder versteckte, Weitergeltung tatsäch­
llc~er tJ_ngle.Jchheit~n und Benachteiligungen trotz formaler Rechts­
~leJchheJt w1derspncht dem Sinn und Zweck der geschlechtsspezi­
fischen Verfassungsbestirnmung. 1<l49 

4. Formale Gleichheit und Rollendenken 

Das Gebot formaler Gleichheit ist freilich in Satz 1 von Art. 4 Abs. 2 
aB_YI-:rt. 8 Abs. 3 BV mitenthalten. Der zumeist streng auf das formale 
Kntenum beschränkten Rechtsprechung geht es denn auch unzweifel­
?att daru.m zu :-rerhindern, dass in Gesetzgebung und Rechtsanwendung 
1~m~r WJed~~ m altes Rollendenken zurückgefallen wird. Das ist grund­
satzllch positiv und gehört mit in die Zielsetzung des geschlechtsbezo­
genen. Rechtsgleichheitsgebots. Formale Gleichheit kann sich denn 
auch Je nach Rechtsbereich aufdrängen, so insbesondere beim Zuge-

1047 BGE 125 V 205. 

1048 Jedenfalls bis zur Änderung der Rechtsprechung in BGE 122 v 212 E. 3b: 125 v 
146 E. 2a. 

1049 Vgl. BGE 123 I 56 E. 2; 120 V 312 E. 2a: 117 V 318 E. 2a: 116 lb 270 E 7a und b· 
116 lb 284 E. 7 a und b = Pra 80 Nr. 93; auch etwa nicht publ. BGE von~ 
20. II. 2000 1.S. L. F.-Z. c. TArnm. Ticino, u.a. 
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ständnis des Stimm- und Wahlrechts an alle Frauen, beim Namens­
oder Bürgerrecht, im Arbeitsrecht bezüglich der Zulassung zu allen Be­
rufen oder bei weiteren Arbeitsbedingungen wie Karriere, Lohngleich­
heit usw. Gerade hier hat aber die Rechtsprechung bisher relativ wenig 
bewirkt. Formale Gleichheit im Recht genügt aber in andern Rechts­
bereichen nicht, so etwa, wenn es um die Problematik der Verbesserung 
von Chancen für Frauen im Rahmen der Ausübung des allgemeinen 
Wahlrechts, der Berufswahl oder des Familienrechts geht. 

1050 

Letztlich hat die formale Betrachtungsweise zur Folge, dass Frauen 
gerade auf ihre überlieferte gesellschaftliche ~olle als Haus~rau un? 
Mutter festgeschrieben werden. Sie erschwert msbesondere d1e Sensi­
bilität der gesetzgebenden Behörden und auch der Gerichte für die 
Anerkennung von versteckten oder indirekten Diskriminierungen durch 
formal geschlechtsneutrale Rechtsregeln. Werden die vielfältigen Un­
terschiede der Geschlechter auf biologische Faktoren reduziert, wird 
das Eingebundensein in eine soziale Umwelt und deren teilweise unter­
schiedliche Auswirkungen auf die Lebensrealität von Frauen und Män­
nern gerade im Anwendungsbereich des Geschlechtergleichheitsgebots 

ausgeklammert. 1051 

Die Tendenz der Rechtsprechung, die vielfältigen, tatsächlich unglei-
chen Verhaltensweisen, die sozial gewachsenen, strukturellen Behin­
derungen in Gesellschaft und Wirtschaft, die weiterhin aufgrund eines 
vorgegebenen, hartnäckigen Rollendenkens 1052 bestehenden sozialen 
und wirtschaftlichen Defizite von Frauen bei der Umsetzung des 
Gleichheitsgrundsatzes ausser Acht zu lassen, wirkt dem Sinn und 
Zweck der geschlechtsbezogenen Verfassungsbestimmung entgegen. 
Wie sich in der Rechtspraxis zeigt, hat das relativ absolute Anknüp­
fungsverbot an das Geschlecht bisher weitgehend zur Folge gehabt, dass 
zwar nicht so sehr formal rechtliche, wohl aber tatsächliche Ungleich­
heiten aufrecht erhalten bleiben und dass sich die gesellschaftliche und 
rechtliche Stellung der Frauen- entgegen der Absicht der Verfassungs­
ergänzung von 1981- nicht verbessert, sondern effektiv zum Teil sogar 
verschlechtert hat. 1053 Diese formale und abso!Lite Betrachtungsweise ist 

1050 Vgl. BGE 123 I 152: Solothumer Quotenentscheid; 121 I 97: Aufteilung des Fehl-

~rn~ . . . 
1051 Erstmals in BGE 126111 8 werden Ansätze sichtbar, tatsächliche Versehtedenhel-

len von Frau und Mann in die Diskriminierungsüberlegungen mit einzubeziehen. 
1052 Siehe STRUBfßAUERiEmo. BüRO FÜR ou:. GtEtCttst Et LUNG. 
1053 Vgl. z.B. BGE 114 LI 13 E. 3; 114 II 26 E. 5; erst BGE 126 lli 8 beginnt Rücksicht 

auf die tatsächliche Ungleichheit von Frau und Mann in der Ehe zu nehmen. 
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im ersten nach 1981 zu beurteilenden Fall von den kantonalen Behör­
den als unzulässige Gleichmacherei gebrandmarkt worden. 105-l Das 
Bundesgericht hat diese Gefahr nicht übersehen; 10~~ aber es hat daraus 
nur wieder den Schluss gezogen, mit dem Rechtsgleichheitsgebot werde 
nur verlangt, dass Frauen nicht mehr anders als Männer behandelt wer­
den dürfen. Es sei Sache der Gesetzgebung. den allfälligen sozialen Un­
terschieden durch differenzierende Regelungen Rechnung zu tragen. 

Bis zum zweiten Quotenentscheid im Jahre 1999 1056 hat das Bundes­
gericht an diesem streng formalen und absoluten Verständnis des Satzes 
l von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV festgehalten. w57 Nur aus­
nahmsweise hat es zugelassen, auf das im zweiten Satz entha ltene Ge­
bot tatsächlicher Gleichstellung zurückzugreifen. In aller Regel aber ist 
grundsätzlich keine Rücksicht auf besondere soziale Situationen zu 
nehmen. w5

H Das gehört nach Auffassung des Bundesgerichts in den 
Aufgabenbereich der Gesetzgebung. 

Doch auch die Rechtsprechung hat sich nicht immer damit begnügen 
können, nur auf biologische Ausnahmegründe abzustellen, die allen­
falls ein Abweichen vom Gleichheitsprinzip nötig machen. Das Bundes­
gericht hat daher immer auch auf funktionale Gründe hingewiesen die 
ein Abweichen vom formalen Gleichstellungsgebot erforderlich 'ma­
chen können. Desgleichen hat auch das EVG verschiedentlich den Weg 
des formalen Denkens verlassen. 1059 Das Bundesgericht hat indessen 
diese funktionalen Gründe nie näher umschrieben, sondern auch dies­
bezüglich nur darauf hingewiesen, es dürfe nicht mehr an der traditio­
nellen Rollenverteilung der Geschlechter angeknüpft werden. Funktio­
nale Gründe könnten aber unter Umständen angesichts der 
gesellschaftlich gewachsenen, komplexen Stellung der Frauen in Gesell­
schaft, Wirtschaft, Politik und Kultur Anlass geben, dem Gebot, Unglei-

1054 
1055 

1056 
1057 

1058 

1059 
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BGE 108 Ia 22 (im Sachverhalt)= Pra 71 Nr. 144. 
Nicht publ. BGE vom 31.5.1991 i.S. A. G. c. Einwohnergemeinde X, E. 6c betr. 
Anspruch auf bezahlten Mutlerschaftsurlaub. 
BGE 125 I 21. 

BGE 108 Ia 22 E. 5c = Pra 71 Nr. 144: BGE 1 19Ia 241 = Pra 83 Nr. 105: BGE 121 
197: 121 !I~ 301: 123 llll. Anders vgl. z.B. BGE 116 V 322; 117 V 271; 122 V 212; 
v~l. dazu du: Bemerkung des BGer in BGE 125 I 2 1 nich t publ. E. 2d/aa. welche 
d1ese ursprüngliche, und auch etwa wiederholte Aussage etwas zurücknimmt. wo­
n.ach ~,for.m~ll~men~ le~ homrnes et les femmes doivent etre places dans Ia meme 
s1tuat1on JUfldlque, mdependamment de son appartcnance a J'un ou l'autre sexe>>. 
BGE vom 10. 10.1986. publ. in ZBI 1987 (88), S. 306: 11 6 V 198: 119 V 277 = Pra 
83 Nr. 288; BGE 120 V 312; 123 I 56 E. 2a: u.a. 
Z. B. BGE 125 V 470; 125 V 127 E. 3-7; 121 V 336. 
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ches entsprechend seiner tatsächlichen Verschiedenheit ungleich zu be­
handeln, Folge zu geben. Die Tatsache, dass viele erwerbstätige Frauen 
als Ausfluss der ihnen gesellschaftlich immer noch zugeordneten Fami­
lienverantwortung mit Doppelarbeit belastet sind, liesse sich z.B. als 
«funktionaler» Grund für - vielleicht zei tlich begrenzte - Ausnahme­
regelungen in einzelnen Rechtsbereichen denken. Das ist freilich in ei­
nem gewissen Sinn eine Gratwanderung, aber das dürfte m.E. kein Hin­
dernis für eine Ausweitung des Begriffs der Rechtsgleichheit unter 
Einbezug des zweiten Satzes von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV 

sein. 

IV. Das Verständnis von Satz 2: Verwirklichung tatsäcWicher 
Gleichheit in der sozialen Wirklichkeit 

1. Komplementäres Verhältnis von Satz 2 zu Satz 1 

Nach Satz 2 von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV hat die Gesetz­
gebung neben den rechtsanwendenden Behörden und Gerichten f~r die 
rechtliche und tatsäebliche Gleichstellung von Frauen - vor allem 10 Fa­
milie, Ausbildung und Arbeit - zu sorgen. 1060 Historisch betrachtet lag 
dieser Bestimmung der Wunsch zugrunde, den Frauen zunächst im 
Ehe- und Familienrecht, dann aber auch im gesamten gesellschaftlichen 
Leben dieselbe Stellung zu ermöglichen, wie sie den Männern zugestan­
den wird und ihnen dieselben Chancen für eine persönliche Entwick­
lung zu geben. Deswegen enthielt denn auch die Volksinitiative «Glei­
che Rechte für Mann und Frau» von 1975- wohl zum ersten Mal in der 
Verfassungsgeschichte der Schweiz - den Begriff «Chancengleichheit». 
Gemeint war im Blick auf die Geschichte dieses geschlechtsbezogenen 
Rechtsgleichheitsgebots, dass mit Hilfe eines vor Gericht durchsetz­
baren Grundrechts nicht nur rechtliche, sondern auch soziale Defizite 
abgebaut werden können. Nur wenn sich eine tatsächliche Gleichstel­
lung in der sozialen Wirklichkeit wegen komplexer, unterschiedlicher 
Regelungsmöglichkeiten oder erheblicher Kosten nicht durch ~ie 
Gerichte herstellen lässt oder sie bestimmte Massnahmen erfordert, tst 

1060 Der Begriff «tatsächlich» gelangte erst in die nachgeführte Verfassung vom 
18.12.1998, in Kraft seitl.1.2000. Das hat aber an der materiellen Bedeutung von 
Satz 2 nichts geändert, damit wurde lediglich ein Argument der ~echt~pr~chung 
aufgenommen, vgl. R ENE RIIINOW, Die Bundesverfassung 2000. eme Emfuhrung. 
Basel 2000. S. 148. Vgl. z.B. BGE 125 121 E. 3a. 
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allein die Gesetzgebung gefragt. 1061 Satz 1 und Satz 2 stehen sich somit 
gundsätzlich komplem entär gegenüber und ergänzen sich gegenseitig. 

2. Funktion von Satz 2: Aufgabe des Staates, für materielle 
Gleichstellung zu sorgen 

635 Das Bundesgericht versteht Satz 2 grundsätzlich als eigene, von Satz 1 
losgelöste , selbständige Regel mit der Aufgabe, als Egalisierungsgebot 
zu wirken. D arin wird nach der Rechtsprechung die Aufgabe des Staates 
fcstgehalten, auf allen Ebenen die rechtliche und tatsächliche Gleich­
stellung von Frau und Mann in der sozialen Wirklichkeit zu realisieren. 
Aus diesem zweite n Satz lässt sich nach Auffassung des Bundesgerichts 
und des überwiegenden Teils der Lehre kein verfassungsmässiges 
Grundrecht auf Gleichbehandlung von Mann und Frau herleiten. Einen 
Anspruch auf unmittelbare, gerichtliche Durchsetzung des Gleichbe­
handlungsgebots ergibt sich daraus somit nicht. 10~>2 Nach diesem Ver­
ständnis hat die Gesetzgebung überall dort Rechtsnormen zur Verwirk­
lichung der tatsächlichen Geschlechtergleichheit zu erlassen, wo die 
richterliche Korrektur einer Anordnung, die im Wide rspruch zu Art. 4 
Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV steht, unzulässig ist oder nicht ausreicht, 
um das in dieser Bestimmung verankerte Ziel zu realisieren. 1063 Das be­
deutet aber donnoch nicht, dass Satz 2 für die Rechtsprechung bedeu­
tungslos wäre. wn• 

3. Dennoch Bezugspunkte von Satz 1 und Satz 2? 

636 Das Bundesgericht spalte t somit die geschlechtsbezogene Gleichstel­
lungsvorschrift in ihren zwei ersten Sätzen in unterschiedliche Teil­
gehalte auf: In das Gebot formaler Rechtsgleichheit im Sinne eines Dif­
ferenzierungs- und Diskriminierungsverbots 106~ einerseits und in ein 

1061 Vgl. Botschafl Gleiche Rechte. S. 55, l30f.. 140ff.; z.B. BGE 117 V 318: 116 Ia 
270: 116 Ia 284 = Pra 80 Nr. 93. 

1062 BGE 11 4 Ia 329 E. 2b: Widerstand gegen Aufhebung eines privatrechtliehen Ar­
beitsvertrags im Alter von 60 J ahren für Frauen: BGE 123 I 152 E. 3a: Solotbumer 
Quotenentscheid. 

1063 BGE 11 7 1a 262 E. 2b; 116 Ia 270 E. 7a und 116 1a 284 E. 7a = Pra 80 Nr. 93. beide 
zum Nacht- und Sonntagsarbeitsverbot. 

1064 Vgl. BGE 125 121. 

1065 Das Diskriminierungsverbot u.a. auch wegen des Geschlechts ist in Art. 8 Abs. 2 
BV nunmehr ausdrücklich als selbständiger Teilgehalt des gesamten Komplexes 
der Recht~gle ichheit genannt. Es stellt sich die Frage. ob dam it in der praktischen 
Umse tzung ne ue Abgrcnzungen gefunden werden milsscn. 
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Egalisierungsgebot anderseits. Der formalrechtliche Charakter. d~s 
Rechtsgleichhe itsgebots im Sinne eines Differenzierungs- und Diskn­
minierungsverbots in Satz I ist nach Auffassung des Bundesgerichts 
grundsätzlich nicht geeignet, gesellschaftlich bedingte, tats~chliche De­
fizite in der Stellung von Frauen zu beheben, auch wenn d1ese Benach­
teiligungen ihrerseits Folge von geschlechtsneutral gefasstem Recht ist 
und der Grund dafür in geschlechtsbedingten gesellschaftlichen Unter­
schieden der Lebensumstände von Frau und Mann liegt. Dieser Um­
stand wird stets in die Aufgabe der Gesetzgebung verwiesen. D as Bun­
desgericht anerkennt zwar, dass Satz I insofern durchbrachen ist, a ls 
biologische oder funkti onale Gründe eine Differenzierung nach dem 
Geschlecht zwingend erfordern. Andere Differenzierungen in der 
rechtlichen Ste llung von Frau und Mann sind nach der bundesgericht­
liehen Rechtsprechung trotz eines weiten Verständnisses der biologi­
schen Gründe 1066 aber nicht zugelassen, sofern sie sich nicht aus der 
Verfassung selbst ergeben, wie dies für die obligatorische Militärdienst­
oder Zivilschutzdienstpflicht gilt. 

Doch gelegentlich hält das Bundesgericht in diesem Zusammenhang 637 
auch fest, in Art. 4 Abs. 2 a BV/Art. 8 Abs. 3 Satz 2 BV liege kein Vor­
behalt zugunsten des Gesetzgebers, der es den Gerichten im Rahmen 
der Grundrechtsgarantie dieser Bestimmung verunmöglichen würde, zu 
kontrollieren, ob Rechtserlasse oder Verfügungen mit dem Grundsatz 
de r Geschlechtergleichheit in den in Satz 2 ausdrücklich genannten, für 
die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern besonders 
wichtigen Rechtsbereichen übereinstimme oder nicht. 1067 Eine solche 
Möglichkeit setzt aber nach der Rechtsprechung stets voraus, dass sich 
Gleichheit zwischen den Geschlechtern durch blosse Aufhebung des 
angefochtenen Rechtserlasses herstellen lässt. Ein Eingreifen des Ge-
richts ist ausgeschlossen, wenn durch die Aufhebung des angefochtenen 
Erlasses oder der Verfügung eine neue Ungleichbehandlung geschaffen 
würde oder gleichstellungsfördernde Massnahmen ergriffen werden 
müssten. In diesem engen Rahmen ergeben sich in der Rechtspraxis tat­
sächlich gewisse Bezugspunkte zwischen den beiden Sätzen des 
Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV. 

I 066 Siehe vorne Rz. 268 ff. 
1067 Bereits ZBI 1987 (88). S. 310 E. 3b; sodann BGE 123 156. 
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4. Exkurs: Noch einmal zum Problem der indirekten Diskriminierung 
und zur Gleichstellung durch Chancengleichheit und 
Ergebnisgleichheit 

638 Angesichts der bundesgerichtliehen Auffassung, grundsätzlich werde 
der Zweck des geschlechtsbezogenen Gleichheitsgebots erfüllt, wenn 
die Gesetzgebung sog. geschlechtsneutrale Regeln erlasse, ist es nicht 
erstaunlich, dass das Bundesgericht es zunächst abgele hnt hat, sich mit 
der Rechtsfigur der häufigen indirekten Diskriminierung im Zusam­
menhang mit Vorwürfen der Benachteiligung von Frauen auseinander­
zusetzen. 1068

• 
1069 Es hat zwar gelegentlich anerkannt, dass Frauen von 

bestimmten geschlechtsneutral gefassten rechtlichen Regelungen in 
grösserer Zahl benachteiligt werden, so z.B. in der privaten Vorsorge 
(3. Säule) mit Art. 34quater aBV/Art. lll Abs. 1 und 4 BV oder auch im 
Rahmen von Steuererleichterungen für Berufstätige, von denen Nicht­
berufstätige- somit vor allem nicht berufstätige Familienfrauen- in ge­
wissen kantonalen Regelungen ausgeschlossen werden. 1070 Das Bundes­
gericht- und mehr noch das EVG - hat in solchen Fällen zeitweise mit 
Hilfe einer weiten Gesetzesauslegung gleichstellungsentsprechende Lö­
sungen gefunden und damit aufgezeigt, dass eine Berücksichtigung der 
Forderung nach formaler und materieller Gleichstellung sich durchaus 
nicht fremd gegenüber stehen müssen. 107 1 

639 Doch sind das eher Ausnahmeerscheinungen mit Folgen vor allem 
im Sozialversicherungsbereich. Das Bundesgericht hat sich häufiger -
teilweise offensichtlich ärgerlich über die «übertriebenen Gleichheits-

1068 Z. B. in familienrechtlichen Fällen sowie in Fällen der Vorsorge. soweit sie sieb 
auf Arbeitnehmende und nicht auf nichterwerbstätige Hausfrauen bezogen (BGE 
119 Ta 241 = Pra 83 N r. I 05); da7u auch nicht publ. BG E vom 8. 3. 1996 i.S. A. S. 
wo es um die unterschiedlichen Auswirkungen von Steuerabzügen für nicht er­
werbstätige Familienfrauen ging. 

1069 Vgl. BGE 121 Til 301 : zur Fehlbetrags-Rechtsprechung: 123 IIl 1: Eherecht und 
Aufgabenteilung. Erst das Gleichstellungsgesetz vom 24.3.1995, in Kraft seit 
1. 7.1996. bewirkte ein besseres Verständnis der Rechtsfigur der indirekten Diskri­
minierung, denn Art. 3 GIG stellte diese unmittelbar neben die direkte, selten ge­
wordene Diskriminierung. 

1070 Vgl. BGE 119 la 241 = Pra 83 Nr. 105: BGE 121 I 97: nicht publ. BGE vom 
8.3.1996 i.S. A S.-Gr. c. TAdm Gen~vc. 

1071 BGE 121 V 258: Definition der «Berufsarbeit»; 122 V 435: Zählung kontrollfreier 
(Ferien-)Tage zugunsten von Teilzeitbeschäftigten mit ihrem Anspruch auf gleich 
lange Ferien wie Vollbeschäftigte; vgl. z.B. auch 1191a 241 = Pra 83 Nr. 105: BGE 
119 V 51 E. 3a. Vgl. aber BGE 126 V 26 zu Art. 3 Abs. 2. 8 Abs. 2 UVG, Art. 13 
uvv. 
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bestrebungen» 1072
- damit begnügt. tatsächliche Benachteiligungen ent­

weder nicht als Anwendungsfall des Art. 4 Abs. 2 aBV/Arl. 8 Abs. 3 
BV zu sehen, sondern sie auf das (die Rechtsanwendung nicht berüh­
rende) die gesamte Rechtsordnung durchziehende Rollenbild des alten 
Familienrechts zu reduzieren. Oder es hat verschiedentlich erklärt, der­
artige indirekte Diskriminierungen würden auf gesellschaftlichen Aus­
wirkungen der Rollenteilung in der (traditionell geführten) Ehe und auf 
dadurch bedingten wirtschaftlichen Nachteilen beruhen. In solchen Fäl­
len hat nach Meinung des Bundesgerichts die Gesetzgebung Massnah­
men gleichstellungsfördernder oder kompensatorischer Art gegen sol­
che Ungleichheiten anzuordnen. Das Grundrecht des 
Diskriminierungs- und Differenzierungsverbots von Satz 1 des Art. 4 
Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV lässt demnach i.d.R. nicht zu, unter Beru­
fung auf das Egalisierungsgebot des Satzes 2 indirekte Benachteiligun­
gen zu beheben und eine materielle Geschlechtergleichstellung zu ver­
wirklichen. l OB Das ist eine nicht zu rechtfertigende Einengung des 
geschlechtsbezogenen Diskriminierungsverbotes. 

V. Gleichstellungsfördernde Massnahmen und «umgekehrte 
Diskriminierung» 

1. Möglichkeiten ausgleichender und gleichstellungsfördernder 
Massnahrnen 

Die auf Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 Satz 1 BV bezogene formal- 640 
rechtliche Gleichstellung einerseits und das Satz 2 zugeordnete Egalisie­
rungsgebot als Auftrag, materielle Chancengleichheit zu schaffen ander-
seits führt zur Frage, wie beiden Aufgaben Rechnung getragen werden 
kann. Dem formalrechtlichen Gehalt entspricht die Rechtsprechung 
durch Aufhebung der angefochtenen Erlasse und Verfügungen oder 
durch Feststellung einer Verfassungsverletzung. Der zweite Teilgehalt 
von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV wird in der Rechtspraxis entwe-
der durch verfassungskonforme Auslegung oder - wo man damit nicht 
zum angestrebten Ziel kommt, wo das Gericht sich nicht kompetent 
fühlt oder nicht selbst nach einer gleichstellungskonformen Lösung 

1072 BGE 123 lU I E. 3b/aa: Gleichheit der Ehepaare bei Aufteilung des Fehlbetrags. 
1073 BGE 125 I 21 E. 3a m.v.Hinw. auf Literatur und Judikatur; vgl. dazu S1AMI'E, 

s. 180ff. 
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suchen will - mit gleich telJung erhaltenden oder -fördernden, ausglei­
chenden (kompensatori chen) Massnahmen zu realiseren versucht, •ou 

was aber nach der Rechtsprechung in den Aufgabenbereich der Gesetz­
gebung gehört. Der Gehalt von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV 
wird damit zum Teil erheblich eingeengt, obwohl das Bundesgericht in 
einem nicht publizierten Entscheid vom 31. Mai 1991 11175 die Frage ge­
stellt, aber schliesslich offen gelassen hat, ob nicht gestützt auf die bei­
den ersten Sätze von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV im Rahmen 
einer staatsrechtlichen Beschwerde die Möglichkeit von - ein Ge­
schlecht bevorzugenden - Massnahmen zu beurteilen wäre. Das Gleich­
stell ungsgesetz hat diese Problematik mit der Vorschrift des Art. 3 
Abs. 3 teilweise gelöst. Wenigstens im Erwerbsleben dürfen «angemes­
sene Massnahmen» zur Durchsetzung der ta tsächlichen Gleichstellung 
nicht als Diskriminierung betrachtet werden. w7

" Auch das Übereinkom­
men von 1979 zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 
vom 21. August 1995, in Kraft seit 26. April 1997, hat mit Art. 2a und b 
owie 4 ff. e ine Öffnung zugunsten gesetzgebenscher oder onstiger 

Mas nahmen (gegebenenfalls auch mit Hilfe von Sanktionen) gebracht 
und klargestellt. es sei Sache jedes Vertragsstaates, mit Hilfe gleichstel­
lungsfördernder Massnahmen gesetzliche und tatsächliche Diskriminie­
rungen von Frauen zu beheben und den Grundsatz der Gleichberechti­
gung zu verwirklichen. um 

2. Lösung des Spannungsfeldes; Verbot «umgekehrter Diskriminierung» 

641 Oie gewisse Spannung zwischen den beiden Teilgehalten von Art. 4 
Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 Satz 1 und 2 BV hat sich an der Frage nach 
der rechtlichen Zulässigkeil politischer Quoten entzündet. Das Bundes­
gericht lehnt es i.d.R. ab, solche be anders wirksame Massnahmen 
«nach de r gegenwärtigen Rechtsprechung» aus einem neu auszulegen­
den materiellen Verständnis des Satzes 1 i. V.m. Satz 2 der Gleichheits­
be timmung herzuleiten. w7

M Solche gleichstellungsfördemde. tatsäch-

1074 Das zeigt im besonderen Mass die Begrundung m BGE 116 Ib 270 und 116 lb 284 
Pra 80 r. 93: Nacht- und Sonntagsarbettsvcrbot. 

1075 Nicht publ. Entscheid vom 31.5. 1991 i.S. A.G. c. Einwohnergemeinde X. 
1076 Vgl. nun auch den 2. Quotenentschetd, BGE 125121. 
I 077 Bo tschaft Übereinkommen Diskriminierung, S. 2. 15, 34 f., 44 ff. 
107H BGE 123 I 152 E. 3a: Solothurner Quotenentscheid m.Hinw. auf 11 6 lb 270 E. 7a. 

116 Ib 284 E. 7a = Pra 80 Nr. 93: Nacht- und Sonntagsarbeitsverbot; vgl. nun aber 
BGE 1251 2 1 E. 3c. 
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liehe Ver chiedenheiten berücksichtigende Massnahmen können aber 
nach neuester Praxi im Rahmen einer Individualbeschwerde überprüft 
und als verfassungsrechtlich zulä sig betrachtet werden, wenn sie auf­
grund einer Verhälrnismässigkeitsprüftmg nicht zu gewichtigen Eingrif­
fen in die Rechtsstellung oder in verfa sungsmässige Rechte der andem 
Rechtsunterworfenen Anlass geben. 1117~ 

Das Bundesgericht lässt in die cm Sinne aber nur «massvolle» Ein- 642 
griffe in die Rechtsstellung des andern Geschlechts zu. I(»!() Geht es um 
begünstigende Massnahmcn von einigem Gewicht zulasten der bisher 
rechtlich oder tatsächlich Bevorzugten, wird von «umgekehrter Diskri­
minierung» gesprochen und damit der Anspruch von Frauen auf mate-
rielle Gleichstellung nach wie vor stark eingeschränkt. Unter diesem 
Gesichtspunkt lässt das Bundesgericht nunmehr wenigstens politische 
Wahlvorschlags-Quoten für Parlament, Regierung und Gerichte zu, weil 
damit die Stimm- und Wahlfreiheit nicht wesentlich beeinträchtigt ist. 
Ausserdem ge tattel es, Quoten für nicht vom Volk zu wählende Gre-
mien vorzusehen. In einem gewis e n Widerspruch dazu steht aber, 
wenn das Bundesgericht in Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 Satz 1 und 2 
BV nicht die Grundlage für eine paritätische Vertretung Betroffener in 
Kommissionen sehen wilL wo es um Beurteilung und Bewertung von 
Besoldungseinreibungen geht. u•u 

VI. Grundsatz «pro femina»'! 

Es gibt nach Auffassung des Bundesgerichts keinen Grundsatz «pro fe- 643 
mina», um den von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV verfolgten Zie-
len rascher nahe zu kommen oder sie gar zu verwirklichen. Der Recht-
prechung geht es mehr um die H erstellung «symmetrischer» Gleichheit 

1079 BGE 123 I 152 und 12..'i I 21. 
1080 Man kann sich mit JöRG P Müt LrR fragen. ob die hundesgerichtliche Rechtspre­

chung. trotz des Wortlauts der Verfassungsbestimmung ( .. Mann und Frau \ind 
gletchberechtigt»}, nicht besser behauptete Diskriminierungen von Mannern statt 
unter dem besonderen. materteil auf Frauen zugeschnittenen Gleichheitssatz un­
ter dem Gesichtspunkt des allgemeinen, auf den Willkürvorwurf beschränkten 
Gleichheitssat7es behandelt hätte: vgl. JüRG P. MüLLER, G rundrechte. S. 415. 

1081 BGE 123 I 152 E. 3d: I. Solothurner Quotenentscheid =noch sehr streng: 125 121 
E. 5 b/hb: differenziert im Sinne der Anerkennung von Quoten bei indirekt vom 
Volk gewählten Organen und von Wahlvorschlagsquoten: 125 I 71 E. 3c m.llinw. 
auf 123 I 152: Ablehnung eines auf Art. 4 Abs. 2 aB V gestützten Anspruchs auf 
Geschlechterparität bei der Beset;rung von Kommissionen. 
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und um den Ausschluss einer «umgekehrten Diskriminierung» zulasten 
bisher Privilegierter. Das Bundesgericht und zum Teil auch das EVG 
haben bisher sogar gewisse kompensatori eh wirkende unterschiedliche 
Rechte zugunsten von Frauen als Versto s gegen die Verfassung be­
zeichnet. 1'"'2 Das Bundesgericht hat ich gelegentlich indessen differen­
zierter geäussert. So hat es in einem den Mutterschaftsurlaub betreffen­
den Entscheid die Frage gestellt, aber offen gelassen, ob besondere 
Massnahmen zugunsten von Frauen und im Gegensatz zu den Personen 
(Männer wie Frauen), welche durch Unfall, Krankheit oder politische 
Tätigkeit einen Arbeitsurlaub beziehen, vor dem Gleichheitsgebot des 
Art. 4 Abs. 2 aB V/ Art. 8 Abs. 3 Satz L und 2 BV zulässig seien. toKl In ei­
nem Entscheid vom 26.11. 2000, bei dem es um die Berechnung von 
Dienstaltersstufen nach Urlaubsbezügen gegangen ist, hat aber die for­
male Betrachtungsweise zulasten von Müttern wieder obsiegt. 11

»<4 Um­
gekehrt ist es nach der Rechtsprechung nicht vereinbar mit der Gleich­
heit der Ehegatten in einer partner chaftlichen Ehe. einer 
traditionellen Rollenteilung im Rahmen der Invaliditätsbemessung den 
Vorrang einzuräumen und die beruflich-erwerbliehen Interessen der 
Ehefrau geringer einzustufen als diejenigen des Ehemannes. 1' .. 5 Ähn­
lich - aber wiederum mit anderer Wirkung, die mal zugunsten der Ehe­
männer - ist in der jüngsten Rechtsprechung teilweise im Bereiche des 
Eherechts lllXO entschieden worden, so wenn es um die Abgrenzung der 
Leistungspflicht des Schuldnergatten gegenüber der bisher ganz oder 
te ilweise «versorgten» Ehegattin und den Kindern geht. w~7 Von einem 
die Rechtsprechung durchziehenden Grundsatz «pro femina» kann da­
her (noch) nicht gesprochen werden. 

1082 Vgl. RtEMER-I<Ar~A. S. 228: Danach sind «milde" Massnahmen zulässig. Vgl. für 
das Bundesgericht: BGE 125 I 21 E. 3d m.v.Hinw. auf dte Lehre; E. 5 be7üglich 
differenzierter Auffas~ung. Zur Kritik an diesem Entscheid 'gl. ToBLER. recht 
1999. S. 148. Zur Rechtsprechung des EVG vgl. BGE 121 V 130 E. 4b und E. 5. 

1083 icht publ. BGE vom 31.5.1991 i.S. A. G. c. Einwohnergemeinde X, E. 6c. Zur 
Berechtigung von Fördcrungsmassnahmen siehe Botschaft Gleiche Rechte. S. 74. 

1084 Nicht publ. Entscheid vom 26. 11. 2000 I. S. L. F.-Z. u. VPOD/SSP c. TAmm Tici­
no. 

1085 BGE 11 7 V 194 E. 4b. 
1086 Vgl. die erfreuliche Berücksichtigung eines I Iaushaites mit Kindern bei der Auf­

teilung der Unterhaltspnichten in BGE 126 111 8. 
1087 BGE 123 111 I E. 3 b/bb. 
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VII. Das Verständnis von Satz 3 oder: Die Schwierigkeit, 
Lohngleichheit herzustellen 

Als bedeut ame Konkretisierung des Gleichstellungsgebots von Frauen 644 
im Arbeitsleben ist 1981 der dritte Satz des Art. 4 Abs. 2 aBV in die 
Verfassung aufgenommen worden. Dieser Grundsatz will bewirken, 
dass Frauen und Männer für gleiche und gleichwertige Arbeit gleich 
entlöhnt werden. Das verfassungsrechtlich garantierte Lohngleichheits-
gebol gilt als sog. Doppelnorm mit unmittelbarer Wirkung auch für pri­
vatrechtliche Arbeitsverhältnisse, 108~ während das Gebot der Lohn­
gleichheit in öffentlichrechtlichen Arbeitsverhältnissen seit BGE J03Ja 
517 grundsätzlich bereits durch den alten allgemeinen Gleichheit satz 
erfasst wird. Das bedeutet aber nach der Rechtsprechung nicht, dass 
sich Angestellte und Beamt/innen von Gemeinde, Kanton und Bund 
nicht auch auf den Schutz des Satzes 3 berufen können. Sein Gehalt 
und seine Bedeutung beziehen sich indessen ausschliesslich auf das Be­
soldungsverhälrnis zwischen den beiden Geschlechtern und nicht auf 
andere Arbeitsbedingungen. Zu deren Schutz ist am 1. Juli 1996 da 
Gesetz über die Gleichstellung von Frau und Mann vom 24. März 1995 
in Kraft gesetzt worden. 108~ 

Hat die Rechtsprechung zum Lohngleichheitsgebot zum Erfolg ge- 645 
führt? So einfach lässt sich die Frage nicht beantworten. Jedenfalls 
scheint der einfache Satz, dass Frauen und Männer für die gleiche Ar-
beit gleich zu bezahlen sind, im Verlaufe der 20-jährigen Rechtspre­
chung in seiner Anwendung immer komplizierter geworden zu sein. Zu­
nächst hat sich die Absicht des Verfassungs- und Gesetzgebers nicht 
verwirklichen lassen, die Verfahren zur Lohngle ichhe it rasch und ohne 
grosse Kosten für die Betroffenen durchführen zu lassen. 1(1'1() Wenn ein 
solches Ve rfahren drei bis fünf Jahre bereits im Kanton in Anspruch 
nimmt, bevor da Bundesgericht angerufen werden kann, so wirkt ich 
diese enorm lange Prozes dauer für betroffene Arbeitnehmerinnen 
e her abschreckend aus. HNt In dieser Hinsicht kann freilich das Bundes­
gericht - unter Vorbehalt von Eingriffen gestützt auf Rechtsverzöge­
rungsbeschwerden - nicht viel zu einer Verbes erung der Situation bei-

1088 BGE ll3 Ia 107 = Pra 76 Nr. 254. 
1089 BGE 1251 71 E. 2a; 125 11 385 E. 3; 124 11436 E. 6; 125 11 530 E. 2 u.a.m. 
1090 Art. 343 Abs. 2 OR; Art . 12 GIG. 
1091 Vgl. BG E 126 II 217; I 17 Ia 262; auch nicht publ. Entscheide bezüglich der Zür­

cher Krankenschwestern. die nach dem 11.11.1983 noch zweimal (bis 1990!) vor 
Bundesgericht gelangen mussten (ZBI 1984 (85), S. 162 ff.; ZBI 1989(90). S. 203). 
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tragen. Es wäre denn, es würde weniger Rückweisungen anordnen, 
sondern seine Kompetenzen zur Entscheidung in der Sache stärker 
einsetzen. 1091 Im Entscheid 126 II 217 hat sich das Bundesgericht - trotz 
der Kritik der Beschwerdeführerio - nicht zur zeitverlängernden Pro­
zedur durch Einholung weiterer Gutachten e rst in zweiter Instanz ge­
äussert. 

646 Dazu kommen komplizierte Verfahrensmöglichkeiten, welche das 
Bundesgericht in Lohngleichhe itsstre itigkeiten verschiedentlich erwei­
te rt hat. So ist privatrechtliehen Arbeitgebenden unnötigerweise die 
Legitimation zur E rgreifun g eine r staatsrechtlichen Beschwerde gegen 
die Gutheissung von Lohnklagen in letzter kantonaler Instanz einge­
räumt worden, soweit ihnen nicht - mangels des Streitwerterfordernis­
ses i.S.v. Art. 46 OG- die Berufung offen steht. 1093 Der öffentlichrecht­
lichen Arbeitgeberschaft ste ht umgekehrt nach der Rechtsprechung die 
staatsrechtliche Beschwerde nur offen - anders als Privaten - wenn sie 
in ihren eigenen vermögensrechtlichen Interessen wie eine Privatperson 
betroffen ist. 1094 D e n Gemeinden als Arbeitgebenden steht aber dieser 
Rechtsbehelf zur Verfügung, wenn sie sich in Lohnstreitigkeiten auf 
e ine Verletzung ihrer Gemeindeautonomie berufen. 1095 

647 Ist die Anwendung von Bundesrecht streitig, d.h. im Besonderen die 
richtige Anwendung des Gleichstellungsgesetzes, steht den Betroffenen 
- den Lohnbezügerinnen wie ihrer öffentlichrechtlichen Arbeitgeber­
schaft, a lso Gemeinden und Kantonen - , selbst wenn die Grundlage der 
Lohnstreitigkeit in kantonalen Besoldungsordnungen liegt, die Verwal­
tungsgerichtsbeschwerde zur Verfügung, soweit es um Rechts- und nicht 
um Tatfragen geht. Hl% Immer aber ist die staatsrechtliche Beschwerde 
zu ergreifen- und zwar auch unter der Herrschaft des Gleichstellungs­
gesetzes - wenn generell-abstrakte Normen, also kantonale Gesetze 
oder Verordnungen von Bund oder Kantonen, wegen Verfassungswid­
rigkeit dem Bundesgericht unterbreitet werden. 1097 Aber wiederum ist 
die Verwaltungsgerichtsbeschwerde zu ergreifen, wenn mit Verbands­
klagen i.S.v. Art. 7 GIG nicht an eine individuelle Rechtsposition ange-

1092 Vgl. z.B. BGE 124 11 529 E. Se und 6: Solialarbcitcrin. ein frauenspezifischer Be-
ruf? 

1093 BGE 113Ia 107 = Pra 76 Nr. 254: Lohnstreitigkeit einer Schauspielerin. 
1094 BGE 120 l a 95:Basler Kindergärtnerinnenentscheid. 
1095 BGE 124 1 223 E. I. 
1096 BGE 121 11 72 E. lb; 122 11 274 E. Ia; 124 11 409 E. 2. 
1097 BGE 125 I 71 E. I. 
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knüpft, sondern die Einreihung bestimmter Funktionen in die Besol­
dungsordnung bean tandet wird. 1

ll'lll 

Für die Betroffenen wird es besonders schwierig, wenn sich der kan- 648 
tonale Entscheid einerseits auf selbständiges kantonales Recht und an­
dererseits auf Bundesrecht stützt: Hier ist sowohl die staatsrechtliche wie 
die Verwaltungsgerichtsbeschwerde erforderlich, solange die Gesetz­
gebung- was beabsichtigt ist- sich nicht zur Einführung einer «Einheits­
beschwerde» durchringen kann. 11199 Die Öffnung des Verfahrensweges 
und die bundesgerichtliche Klarstellung, welcher Rechtsweg wann ein­
zuschlagen ist, zeigt auf, wie kompliziert die geltende Verfahrensord-
nung für Lohngleichheitsprozesse ist. Auch diese Kompliziertheit kann 
der E rgreifung von Klagen oder Beschwerden im Wege stehen. 

Viel Hoffnung ist in Art. 6 GIG gesetzt worden. Diese Bestimmung 649 
will den Nachweis einer geschlechterspezifischen Diskriminierung im 
Arbeitsleben, insbesondere auch von diskriminierenden Lohnungleich­
heiten erleichtern in dem Sinne, als das Vorliegen einer geschlechtsbezo­
genen Lohndiskriminierung lediglich glaubhaft gemacht werden muss. 

In den ersten Lohngleichheitsentscheiden hat das Bundesgericht be- 650 
reits etwa der schwierigen Beweislage für die Lohnbezügerlinnen Rech-
nung getragen. Es genügte, darzulegen, dass eine Frau im Vergleich zu 
e inem männlichen Angestellten oder Beamten derselben Berufsgattung 
(z.B. Berufsberater/in, Sachbearbeiter/in) weniger verdient hatte. Ob 
diese Lohnunterschiede effektiv auf einer geschlechtsbezogenen Dis­
kriminierung beruhten resp. gerechtfertigt seien, musste die Arbeit­
geberschaft nachweisen. 1100 Es ist zu hoffen, dass das Bundesgericht in 
dieser Frage des Glaubhaftmachens von Lohndiskriminierungen auf-
grund des Geschlechts seine bisherige zumeist grasszügige Praxis nicht 
zu verschärfen beabsichtigt, finden sich doch ausgerechnet unter der 
Herrschaft des Art. 6 GIG Entscheide, die an ein Glaubhaftmachen 
strengere Anforderungen stellen. 1101 

Eine wei tere Schwierigkeit bildet die Beurteilung des Begriffs der 651 
Gleichwertigkeit. Liegt Gleichwertigkeit nicht auf der Hand, verlangt 

1098 Nicht publ. BGE vom 5.10.1999 i.S. Verband Kindergärtnerlinnen Schwyz, E. Ia. 
1099 BGE 117 I a 135 E . I b; vgl. FRANZ KELLERIIALS, SJZ 1. J an. 2002, S. 29 ff. zur Bot­

schaft Totalrevision der Bundesrechtspflege. 881 2001.4202 ff. 
1100 Nicht publ. BGE vom 14.12.1989 i.S. N. 8. c. Tadm Wallis (ZBI 1989 (90), S. 

203 ff.);ll71a 270. E. 5:nichtpubl. BGEvom 19.6.1995 i.S. M. G c. Schulgemeinde X. 
11 01 Siehe nichl publ. BG E vom 5. 10.1999 i.S. Verband Kindergärtnerlinnen Schwyz; 

8GE 124 II 436: So1othurncr Kindergärtnerinnen; 124 ll 409:Zürchcr lland­
arbeitslehrerinncn; Zur Beweislasterleichterung vgl. KLETI, AJP 2001, S. 1295 ff. 

339 



4. Kapitel: Würdigung der Rechtsprechung und Ausblick 

das Bundesgericht von den Arbeitgebenden und im Streitfall von den 
Gerichten entsprechend ihrer qualifizierten Prüfungspflicht die Proble­
matik durch arbeitswissenschaftliche Gutachter/innen abklären zu Ia -
sen. Den Parteien steht als Ausflus des Rechts auf Gehör nach ständi­
ger bundesgerichtlicher Praxis ein Anspruch auf Einholung einer 
olchen Expertise zu. vor allem, wenn es um die Prüfung einer allgemei­

nen Besoldungsordnung geht oder wenn dem kantonalen Sachgericht 
angesichtskomplexer Tatfragen die erforderliche Sachkunde fehlt. 1102 

652 Eine solche Expertise hat nach der Rechtsprechung aufzuzeigen, ob 
sich eine Vergleichbarkeit verschiedener Berufe oder Funktionen und 
aufgrund welcher Kriterien verantworten lässt. Sie hat auch klarzule­
gen, anhand welcher Merkmale die Bewertung der verschiedenen mit­
einander verglichenen Funktionen oder Tätigkeiten im Einzelnen er­
folgt i t und ob sich in einzelnen Kriterien oder in der Bewertung der 
Arbeit selbst allfällige diskriminierende Faktoren verbergen können. 1103 

Das Bundesgericht hat im Entscheid 125 IJ 541 allerdings erstmals die 
Aufgabe der arbeitswissenschaftliehen Gutachter/innen eingeschränkt 
und erklärt, diese hätten sich auf die (nicht immer leicht von Rechtsfra­
gen zu unterscheidenden) Tatfragen zu beschränken. Es hat festgehal­
ten, sie könnten den Gerichten nicht die Beurteilung abnehmen, ob in 
bestimmten Methoden, Merkmalen oder Faktoren eine geschlechtsspe­
zifische Diskriminierung liege. Das Bundesgericht führte im Wider­
spruch zu seiner Praxis bezüglich der Bedeutung von Gutachten als Be­
weismittel etwa in medizinischen oder sozialversicherungsrechtlichen 
Fragen auch aus, es gehe ni.cht an, ein Gutachten einfach als «richtig» 
oder als «überzeugend» zu bezeichnen, sondern es sei Sache der kan­
tonalen Gerichte, als Rechtsfrage zu prüfen, ob bezüglich des Sachver­
halts die richtigen Tatfragen gestellt und allfällige diskriminierende 
Faktoren durchschaubar gemacht worden seien. Obwohl es an Experti­
sen. v.a. wenn sie sieb für die Bejahung einer Diskriminierung ausspre­
chen, strenge und einschränkende Anforderungen stellt, lä st es zu, 
dass Behörden und Experten aus der Vielzahl von - verfassungsmässig 
zulässigen, d.h. nicht diskriminierenden - Methoden, Merkmalen und 
Elementen jene herausgreifen können. welche ihnen (subjektiv) als die 
richtigen erscheinen. 

1102 BGE 121 I 49 E. 4 a/b: zu Art. 4 Abs. 1 aBV; zu Art. 4 Abs. 2 Satz 3 aBV und 
GIG: 124 II 409:Zürcher Ilandarbeitslchrcrinncn: 118 Ia 35 E. 2d/e:So1othurner 
Bcrufsberaterin. 

1103 BGE 125171 E. 3: 1181a 35 E. 2d/e: 117 Ia 270 E. b. 
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Damit verbunden ist ange ichts der weitgehend subjektiven Einschät- 653 
zungen und Bewertungen ein erheblicher Ermessens- und Gestaltungs­
spielraum, den das Bundesgericht v.a. den politischen Behörden 
lässt. 1104 Verboten ist - wie ich das Bundesgericht ausdrückt- nur eine 
geschlechtsdiskriminierende Bewertung, d.h. eine Bewertung, welche 
Unterschiede in der Besoldungan-direkt oder indirekt - geschlechts­
spezifische Merkmale anknüpft, ohne dass dies durch die Art der aus­
zuübenden Tätigkeit sachlich begründet wäre. 1105 Das kantonale Ge-
richt hat demnach nur noch einzugreifen, wenn die von den politischen 
Behörden gewählten Einreibungskriterien geradezu unhaltbar. d.h. 
überhaupt nicht begründet erscheinen. 1106 Damit wird aber die absolute 
Bedeutung des verfassungsrechtlichen Lohngleichheitsgebots erheblich, 
nämlich auf die Willkürproblematik eingeschränkt. 

Nach Auffassung des Bundesgerichts verstösst eine Arbeitsplatz- 654 
bewertung allgemein und be onder bei umstrittener Einreihung in Be­
soldungsordnungen im Vergleich zu geschlechtsneutral oder männer­
spezifisch definierten Berufen nicht chon dann gegen das Verbot der 
Lobndiskriminierung. wenn eine andere Bewertung ebenfalls mit guten 
Gründen vertretbar wäre oder gar aus der Sicht bestimmter arbeitswis­
senschaftlieber Theorien besser begründet erschiene. Diese grosse Re­
lativierung des Lohngleichheitsgebots, die einerseits bereits den politi-
schen und gerichtlichen lostanzen der Kantone einen enormen 
Spielraum für die Lohn- und Besoldungsregelungen belässt und die an­
derseits auch den Begutachtenden und v.a. den kantonalen Gerichten 
erhebliche Möglichkeiten einer unterschiedlichen Gewichtung und Be­
urteilung von lohnwirksamen Kriterien und Merkmalen einräumt, führt 
für betroffene Frauen zu gros en Verunsicherungen. Denn damit wird 
ein Weiterzug von Lohngleichheitsklagen an das Bundesgericht weit­
gehend aussichtslos oder i t zu mindest mit allzu vielen Unsicherheiten 
belastet. Gerade im Bereich der Lohngleichheit stellt sich zudem die 
Frage nach möglichen indirekten Diskriminierungsfaktoren - nunmehr 
durch das Gleichstellungsgesetz in Art. 3 ausdrücklieb verpönt- beson-
ders ausgeprägt.''"' Wenn nach jahrelangem kantonalem Verfahren 
nicht mehr gewagt wird. die Frage nach einer direkt oder- noch mehr-

1104 BGE 125 11 541 E. 5: 123 I 1 E. 6 b/c; 121 149 E. 4c. Kritisch - mit Recht - AR1011/ 
Ecc, S. 1299 ff., 1305 ff; vgl. auch Fr.OcKIGER. S. 1340 ff. 

1l05 BGE 1251 71 E. 2c/aa: 125 11541 E. 5; 124 11409 E. 9b. 
1106 BGE 123 I I E. 6b. m.llinw. 
1107 BGE 121 I 49: 125 11 541 E. 2; 1251 71 E. 2; 125 11385 E. 3a. 
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nach einer indirekt diskriminierenden Besoldung zu stellen oder eine 
die Frauenarbeit benachteiligende allgemeine Besoldungsordnung we­
gen vermuteter Diskriminierung gerichtlich überprüfen zu lassen, 
scheint es an der Zeit, diese Ermessensrechtsprechung auf ihre Berech­
tigung zu überdenken. 

655 Dazu kommt, dass selbst trotz nachgewiesener oder zumindest glaub-
haft gemachter Diskriminierung eine solche wegfällt, sobald die ge­
schlechtsbezogenen Lohnunterschiede mit sog. objektiven Gründen ge­
rechtfertigt werden. An den Nachweis solcher Ausnahmegründe für ein 
Abweichen vom Diskriminierungsverbot und vom Gleichbehandlungs­
gebot müssten - wie die bundesgerichtliche Rechtsprechung immer 
wieder be tont - strenge Anforderungen geste llt und eine besonders 
qualifizierte Begründung verlangt werden. In der Praxis scheint indes­
sen oft die blasse Behauptung eines Rechtfertigungsgrundes zu genü­
gen. Der Katalog solcher Gründe ist zudem ständig erweitert worden, 
ohne dass diese Rechtfertigungsgründe zunächst nach möglichen indi­
rekten Diskriminierungen der Frauenarbeit durch die verwendeten 
Merkmale und deren unterschiedliche Gewichtung (z.B. Ausbildung 
und geistige Anforderungen gegenüber Empathie oder Sozialkom­
petenz) hinterfragt würde. 1108 

656 Das ist in der 20-jährigen Geschichte des Satzes 3 erst mit dem Ent-
scheid BGE 125 III 368 geschehen. Das Bundesgericht bat sich erstmals 
gefragt, ob hinter formal geschlechtsneutralen Kriterien wie z.B. dem 
Dienstalter sich nicht eine geschlechtsbezogene Diskriminierung verber­
gen könnte. Die Frage hat es allerdings nicht beantwortet. Das Bundes­
gericht hat es andere rseits stets abgelehnt, der Kritik nachzugehen, dass 
die in den Bewertungsverfahren verwendeten Kri terien nach Geschlecht 
unterschiedlich gewichtet werden oder dass den sozialen Tatsachen 
(z.B. andere Lebensbiografie von Frauen, insbesondere ihren dadurch 
ausserberuflich erworbenen Kompetenzen) bei der Prüfung einer 
Lohndiskriminierung oder einer als diskriminierend empfundenen Be­
soldungseinstufung 1109 zu wenig Rechnung getragen wird. 1110 Gerade 
die Diskussion um eine - möglicherweise diskriminierende Faktoren 
enthaltende - neue Umschreibung der Arbeit (z.B. «unqualifizierte» 
oder «Leichtlohn-Arbeit») zeigt, dass Lohngestaltungen und E instufun­
gen in Einzelfällen wie in Lohngruppen oder in Funktionen unter dem 

1108 Am krassesten in BGE 126 1J 217; sieheMATEFI, AJP 200J, S. 1319ff. 
1109 Vgl. nicht publ. BGE vom 20. 11. 2000 i.S. L. F.-Z. c. TAmm Ticino. 
1110 Vgl. dazu auch STEINER, Verbot, S. 281; ALBRECHT, S. 46ff.; BGE 125 lll368 E. 5a. 
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Gesichtspunkt der Geschlechtergleichbehandlung immer wieder kri­
tisch zu hinterfragen sind. 1111 Die Gefahr ist gross, dass durch vorder­
gründig sog. sachlich haltbare Rechtfertigungsgründe das zwingende 
Gebot der Lohngleichheit noch stärker ausgehöhlt wird. 

Das Bundesgericht geht davon aus, dass der verfassungsrechtliche 657 
Lohngleichheitssatz so wenig wie Art. 3 und 5 GIG den Betroffenen ei-
nen Anspruch auf eine bestimmte Lohnhöhe einräumt. Wer sich besol­
dungsmässig diskrillliniert fühlt, hat nach der Rechtsprechung nur die 
Möglichkeit, einen diskriminierungsfreien Lohn zu erhalten. Rücksicht 
auf allfällige finanzielle Schwierigkeiten der privaten oder öffentlichen 
Arbeitgeberschaft bei der Durchsetzung von berechtigten Besoldungs­
ansprüchen darf nicht genommen werden. Das hat das Bundesgericht 
bereits in den ersten Lohnentscheiden erklärt, ist von diesem Grundsatz 
jedoch in BGE 113 Ia 107 leider abgerückt. Trotzdem hat es immer wie-
der erklärt, 1112 die Durchsetzung des Lohngleichheitsgebots dürfe nicht 
gefährdet werden. 1113 Es ginge auch nicht an, die Klagenden oder Be­
schwerdeführenden auf zukünftige Lohnanpassungen oder bevorste­
hende Änderungen gesamter Besoldungssysteme zu verweisen. 1114 

Eine diskriminierende Differenz eines Lohnes darf nach Auffassung 658 
des Bundesgerichts nicht nur fiir die Zukunft gefordert, sondern kann 
auch rückwirkend im Rahmen einer auf fünf Jahre limitierten, bundes­
rechtlichen Verjährungsfrist nachgefordert werden. 1115 Ein Verzicht der 
Arbeitnehmerinnen auf eine solche Lohnnachforderung darf nicht -
oder nur unter strengen Ausnahmekriterien - angenommen werden; es 
genügt keineswegs, dass die Arbeitnehmerio im Zeitpunkt des Ver­
tragsabschlusses oder der Anstellung mit der vorgesehenen Besoldung 
einverstanden schien. Ebenso wenig lässt das Bundesgericht zu, dass 
sich die Arbeitgebenden mit dem Argument des Rechtsmissbrauchsver-
bots von der Nachzahlungspflicht zu befreien suchen. 11 16 

Wie lässt sich der bisherige Erfolg beurteilen? Die Lohngleichheits- 659 
beschwerden und -klagen, die dem Bundesgericht unterbreitet worden 

1111 Vgl. dazu EJDG. BüRO FÜR DIE GLEICHS1ELLUNG (H rsg.), «paso doble>> Nr. 1, Bem 
2000/2001. 

1112 BGE 105 Ia 120: nicht publ. Entscheid vom 21.3. 1979 i.S. 8.; nicht publ. Entscheid 
vom 2.5.1979 i.S. L. 

1113 BGE 117 Ia 262 E . 3b und c. 
1114 BGE 117 Ia 270 E. 2c; nicht publ. Entscheid vom 31.5.1991 i.S. M. B. und Kons. 
1115 BGE 124 11 436 E. lOk. 
1116 BGE 125 I 14 E. 3c, e und f.; nicht publ. Entscheid vom 16.3.1998 i.S. H., E. 4 und 

5; nicht publ. Entscheid vom 8. 7. 1998 E. 11; BGE 118 Ia 35; 113 Ia 107 = Pra 76 
Nr. 254. 
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sind, haben im grossen Ganzen eine gewisse lohnmässige Angleichung 
von Frauenlöhnen in verschiedenen Funktionen und Berufsgruppen an 
Männerlöhne gebracht. Aber eine eigentliche. mit der für Angehörige 
geschlechtsneutraler oder männerdominierter Berufe übereinstim­
mende Gleichstellung der Besoldung ist nur in wenigen Verfahren her­
gestellt worden. 1117 Ein wesentlicher Grund dafür liegt vor allem darin, 
dass zu leicht diskriminierungshindernde Rech tfertigungsgründe ohne 
den geforderten strengen Nachweis zugelassen werden. Dazu gesellt 
sich eine Wertung und Beurteilung der typischen Frauenberufe, die 
weitgehend auf historisch und gesellschaftlich bedingten Vorverständ­
nissen hinsichtlich des Wertes von Frauenarbeit beruhen. Über entspre­
chende Hinweise auf solche möglichen Zusammenhänge, die zu Verzer­
rungen der Ergebnisse von Arbeitsbewertungen und von behördlichen 
Ermessensentscheidungen führen können. geht das Bundesgericht eher 
leicht hinweg. Dazu kommt eine politisch sehr fragwürdige Erfahrung: 
Es sind zur Hauptsache vorwiegend weiblich definierte Berufe, welche 
in den parlamentarischen Beratungen - zumeist aus finanzpolitischen 
Gründen - bei der Überprüfung oder Neuordnung allgemeiner Besol­
dungsklassierungen zurückgeswft werden. Das Bundesgericht ist gegen 
dieses eindeutig diskriminierende Vorgehen der politischen Behörden 
trotz entsprechender Kritik kaum je eingeschritte n. Wenn überhaupt, 
dann hat es ei nfach grundsätzlich deren Unzulässigkeil festgestellt. 111

N 

Es pOegt sich auf den weiten Gestaltungs- und Ermessensspielraum der 
politischen Behörden und die Zurückhaltung des Bundesgerichts in der 
Überprüfung von Ermessensfragen zu berufen und nimmt damit in 
Kauf, dass diskriminierende Lohngleichheilen weiter bestehen. 

1117 Als Beispiel etwa BGE 124 [) 436: Die olothumer Kindergärtnerinnen sind trotz 
festgestellter Diskriminierung nur um eine Lohnstufe höher eingereiht worden 
und befinden sich immer noch um zwei Lohnstufen unter dem Vergleichsberuf 
der Primarlehrkräfte. Der Grund dafür liegt in der Annahme einer kürzeren Prä­
senzzcit der Kindergärtnerinnen. Ähnliches gilt für die Zürcher Handarbeitslehre­
rinnen. die nur eine Besoldungsklasse höher eingereiht worden sind und damit im­
mer noch um eine Stufe unter den Primarlehrkräften stehen: Nicht publ. 
Entscheid vom 8.6. 1998 i.S. Staat Zürich c. X und Mitbet. Vgl. auch BGE 127 111 
207 E. 5 und 6: Argumentation des kantonalen Gerichts! Aber auch die Schluss­
folgerung des Bundesgerichts ist im Blick auf Art. 6 G IG wenig überzeugend. 

1118 Vgl. z.B. BGE 125 11 385: Solothurner Physio- und Ergotherapeutinnen. 
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§ 2 Bundesgerichtliche Mittel und Wege zur Durchsetzung 
des Gleichstellungsgebots 

Das Bundesgericht ist nicht völlig frei, wie es mit dem verfassungsrecht- 660 
Iichen Gleichstellungsgebot und dem Diskriminierung verbot umzuge-
hen hat. Es bewegt sich im Rahmen von Verfassung und Bundesgesetz 
und ihm sind dementsprechend auch gewisse Grenzen gesetzt. Ins­
besondere ist es grundsätzlich an Bundes- und Völkerrecht 1m und da-
mit auch an konnexes kantonales Recht gebunden, und es setzt sich 
selbst weitere, o ft unnö tige Grenzen mit seiner Auslegungs- und Er­
messenspraxis. 

I. Auslegung 

Verfassung und Gesetze geben selbst bei scheinbar klarem Wortlaut oft 661 
Anlass zu Interpretation. Auslegung bedeutet Erforschen von Sinn und 
Zweck rechtlicher Regelungen im Blick auf den konkret zu beurteilen-
den Sachverhalt, und sie führt auch zu Fortbildungen des Rechts. 11

2f' In 
den Gleichstellung ent cheiden haben das Bundesgericht wie auch das 
EVG in reichem Masse von der Aufgabe Gebrauch gemacht, unklar 
scheinendes Recht und die in Verfassung und Gesetz enthaltenen unbe­
stimmten Rechtsbegriffe auszulegen und sie auf ihren eigentlichen Ge-
halt hin zu prüfen. Dass die Konsequenzen daraus nicht immer den 
Wünschen und Hoffnungen der von einer Diskriminierung betroffenen 
Frauen entsprechen, ist im Blick auf eine gewisse Subjektivität der 
Rechtsprechung, der Bedeutung der individuell geprägten Persönlich-
keit und insbesondere der Sen ibilität für Gleichstellungsfragen von 
Richterinnen und Richtern wohl unvermeidlich. 

1. Vielfalt von Auslegungsmethoden 

Das Bundesgericht pflegt sich auch im Bereich der Geschlechtergleich- 662 
stellung auf eine Vielzahl von Auslegungsmethoden zu stützen. 1121 In 

1119 Art. 113 Abs. 3. 114h" Abs. 3 aB V/Art. 191 BV. 
1120 Vgl. JöRG P. Mü11 ER, recht 2000, S. 119((.; BSK-MEYER-MALY, Rz. 3ff., 15ff. ;ru 

Art. I ZGB; auch ME.YER-BI.ASER, Bedeutung, S. 330ff. 
1121 z. B. BGE 121 lll 219 E. I d/aa; 123 V 290 E. 6a: a llgemeine Grundsätze; 126 111 

49 E. 2c: Massgeblichkeit des klaren Wortlauts; 125 V 177 E. 2a; 125 V 130 E. 5 
und 6: 125 V 480 E. 4: Methodcnpluralismus; 125 II 11 3 E. 3a; 125 II 192 E. 3c 
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der Regel ist nach der Rechtsprechung vom Wortlaw der auszulegenden 
Verfassung - und Gesetzesnorm auszugehen. An den Wortlaut sind die 
Gerichte, soweit er klar er cheint, grundsätzlich gebunden. Das heisst, 
da Gericht darf nicht oder nur au nahmsweise gegen den klaren Wort­
laut der Normen entscheiden, es wäre denn, «das richtige Recht», der 
eigentliche Sinn und Zweck der Norm enthalte im Grunde eine ganz 
andere Bedeutung, führe zu einem anderen Ver tändnis oder wider­
spreche krass dem Gleichstellungs- und Gerechtigkeitsgedanken. Die 
Praxis lässt den Rechtsanwendenden grundsätzlich die Freiheit, aus der 
Vielfalt von Auslegungsregeln jene auszuwählen, die für die zur Diskus­
sion stehende Sach- und Rechtslage die geeigneten erscheinen. Beim 
Versuch, das Gebot rechtlicher und tatsächlicher Gleichstellung von 
Frau und Mann umzusetzen, hat immer wieder die historische Aus­
legungsmethode eine Rolle gespielt. Es hat ich aber gezeigt, dass sich 
die Berufung auf den «historischen Verfassungsgeber» für die För­
derung der Gleichstellung durch die Rechtsprechung e her als hinderlich 
erwie en hat. 1122 

2. Unterschiedliche Auswirkungen 

663 Das Bundesgericht kann mit Hilfe seiner Auslegungsgrundsätze ganz 
unterschiedlich mit dem Gleichstellungsgebot umgehen. Lässt sich z.B. 
auf dem Wege einer verfassungskonformen Auslegung die gewünschte 
Lösung finden, wird diese gewählt, selbst wenn unter Umständen damit 
gegen das Verbot von richterlichen Korrekturen an Bundesrecht ver­
stossen wird. 11

2J Auch finden sich durch ein mehr oder weniger weites 
Verständnis des Begriffs der Konnexität unterschiedliche Lösungen. 
Zum Teil werden bei einem strengen Verständnis gar verfassungswid­
rige Regelungen -wie unter Umständen im Obligatorium der Be rufli­
chen Vor orge 1 ~'4• 112~ - in Kauf genommen. 1Ph Hält das Bundesgericht 
aber dafür, e ine angefochtene Regelung im kantonalen Recht habe kei-

und g; 125 11 326 E. 5. E. 8: 125 111 322 E. 3d: 124 111 149 E. 5: 124 111 266 E. 4; 124 
111 321 E. 2: Sinn und z~cck der orm. BGI:. 124 II 193 E. 5a: 12411372 E. 5: 125 
II 480 E. 4: auch bei Auslegung einer Verfas~ungsbcstimmung. 

1122 Vgl. zur Auslegung durch Berufung auf den historischen Verfassungsgeber all­
gemein: BGE 125 V 177 E. 2a; 125 V 480 E. 4a; 125 II 238 E. Sb; 124 111 149 E. 4b; 
124 111 170 E. 3a u.a.; bezüglich des allgemeinen Gleichstellungssatzes BGE 13, I; 
anders BGE 83 I 173 i.S. Quinche. 

1123 Art. 191 BV; BGE 116 Ia 359 E. 5; 125 V 355; 126 V 57 E. 3 m.Hinw.; vorne Rz. 
121,302. 
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nen «be anders engen>> Bezug zum Bundesrecht, 11
P so kann es unter 

Umständen ohne weiteres eine verfa sungswidrige kantonale Regelung 
aufheben, obwohl Konnexität i.d.R. einem bundesgerichtliehen Ein­
greifen wegen Art. 113 Abs. 3 und Ll4b'~ Abs. 3 aBV/Art. 191 BV ent­
gegensteht. Es kommt auch darauf an. ob das Bundesgericht den Kon­
flikt um die Gleichberechtigung aus Gründen des Vorranges des 
Gesetzgebers oder um der Komplexität der Regelungwillen nicht selbst 
lösen will. Welche Auslegungsmethode in konkreten Entscheiden ge­
wählt wird, entscheidet sich- unausgesprochen- daran, welche Lösung 
der Streitfrage letztlich als «die richtige» gewünscht wird. 

3. Differenzierung als Folge der Auslegung? 

Die Rechtsprechung zu den auf Auslegung beruhenden Ausnahmen 664 
vom Gebot der formalen Gleich te llung von Frau und Mann zeigt, dass 
offenkundig nicht jeder Differenzierungsversuch im Verhältnis der Ge­
schlechter ausgeschlossen oder unter den Begriff der «biologischen 
oder funktionalen >> Gründe eingeordnet werden kann. Mann und Frau 
leben in einem vielge taltigen sozialen Umfeld, das von den Rechts­
anwendenden gerade in Gleichstellungsfragen mit berücksichtigt wer-
den muss, um der tatsächlichen Ungleichheit der Geschlechter in ihrer 
Gleichwertigkeit Rechnung tragen zu können. In der Lehre spricht man 
denn auch davon, dass die beiden Geschlechter neben ihrer biologi-
schen Verschiedenheit auch ein «soziologisches Konstrukt>> seien mit 
der Folge, dass die Frauen dank der gesellschaftlich eingespielten Rol­
lenverteilung und darauf beruhenden stereotypen Auffassungen und 
Vorstellunge n über ihre «natürlichen Aufgaben >> während Jahrhunder-
ten benachteiligt worden ind. Dementsprechend sind Diskriminierun-
gen, die sich daraus entwickelt haben, aufgrundvon Art. 4 Ab . 2 aBV/ 
Art. 8 Abs. 3 BV je nach dem konkreten Sachverhalt differe01ierend 
und unter Umständen «asymmetrisch >> zu beheben. 11

21< 

1124 BGE 113 V 120 = Pra 77 r. 119/u Art. 30 Abs. 2 BVG: bereits BGE 106 lb 182 
bezüglich der EVK-Statuten und Art. 21 AHVG. 

1125 Z. B. Rz. 120f.; BGE 109 lb 183: 109 lb 273 E. 12; 11 2 lb 465 E. 3b ... Pra 76 
Nr. 124: BGE 123 V 290 E. 6a: 124 V 185: 125 II 238 E. Sb. 

1126 Vorne Rz. 124 ff. 
11 27 BGE 126 1 1: Gebühren wegen Namensänderung i.S.v. Art. 160 Abs. I ZGB. Kon­

nexität steht im Zusammenhang mit der Grenze bundesgerichtliehen Einschrei­
tens gernäss Art. 191 BV (Art. 11 3 Abs. 3 aB V). 
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665 Soweit ist - jedenfalJs dem Grund atze nach - die bundesrechtliche 
Recht prechung noch nicht. Sie ist m.E. in dieser Hinsicht viel zu zu­
rückhaltend. Immerhin zeigen einzelne Entscheide, dass die bundes­
gerichtliche Praxis teilweise auf andem. nämlich ozialen, sozial- oder 
familienpolitischen oder auch finanzpolitischen Überlegungen beruht, 
um unterschiedliche Regelungen für Frau und Mann im Recht zuzulas­
sen. Das zeigen z.B. die Entscheide zum Mutterschafts- resp. Vater­
schaftsurlaub bei der Geburt, 11

:!9 bei der Adoption 11
:!(

1 oder auch im Fa­
milienrecht und ganz besonders im Bereich der LohngleichheiL 

666 Das Bundesgericht hat diesen unterschiedlichen tatsächlichen Situa-
tionen, die in neuester Zeit ständigen Veränderungen unterliegen, in 
jüngeren Entscheiden teilweise Rechnung getragen, etwa durch Aner­
kennung neuer Ehemode/le, welche zu mehr materieller Gleichstellung 
von Frau und Mann führen können. 1131 Ähnliches lässt sich zur Recht-
prechung des EVG sagen, so etwa angesichts seiner Entscheide zur 

G leichstellung von Berufs- und unbezahlter Haus- und Familienarbeit 
oder ganz allgemein im Zusammenhang mit der Anerkennung (<ver­
gleichbarer Lebensverhiiltnisse». mz 

4. Auslegung gegen den Wortlaw 

667 Im Zusammenhang mit Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV behilft sich 
das Bundesgericht - wie in anderen Rechtsbereichen - ausnahmsweise 
mit einer verfassungskonformen Auslegung gegen den klaren Wortlaut 
des Gesetzes. Kann beispielsweise eine zweimal verheiratete Frau , wel­
che ihr Ledigenbürgerrecht zurückholen will , als «ledig» i.S.v. Art. 161 

1128 Vgl. JöRG P. MüLLER. Grundrechte. S. 421 m.Hmw. auf die feministische Lehre; 
vgl. auch die zahlreichen Lite raturangaben in EM \tl"<LGGlR. 

1129 icht publ. BG E vom II . 2. 1994 i.S. \..,. P. II . c. Kanton Bem 1m Gegensat7 zu 
n1cht publ. BGE vom 31.5. 1991 i.S. A. G. c. Einwohnergemeinde X. 

1130 1cht publ. BGE vom 2.11.1990 i.S. J.-P. B. c. Commis ion de recours du person-
nel des etablissements hospitaliers du canton de Genevc. 

1131 icht publ. BGE vom 23. 12. 1988 i.S. M. L.-R. c. Regierungsrat und VernGer 
Bern: Teilzeitbeschäftige Ehegatten mit je einem eigenen Anspruch auf Familien­
tu lagen. 

11 32 BGE 113 V 241 E. 4c: 121 V 125: 123 V 219 = Pra 87 Nr. 61; auch BGE 125 V 205: 
ein Entscheid, der zwar richtig ist, unter sozialen Gesichtspunkten (und im Hin­
blick auf die, besonders im Zusammenhang auch mit Gleichstellungsfragen immer 
wieder beschworene schwierige Finanzlage der AHV) nicht recht befriedigt. So­
dann BGE 125 V 377; 121 V 258: 116 V 322 und BAUMANN/LA UTERBURG, Knappes 
Geld. Rz. 379 ff. ; 402 ff: 462 ff. 
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ZGB betrachtet werden'? Da Bundesgericht bejaht dies, weil eine an­
dere. auf die Bedeutung die e Begriff in der Umgangssprache ab tei­
lende Betrachtungsweise dem Grundsatz der - formalen - Gleichheit 
von Mann und Frau zula ten der letzteren widersprochen hätte. 11 ' 

Eine Auslegung gegen den Wortlallt an sich klar scheinender Gesetze -
bestimmungen kann so der Korrektur von geschlechtsbezogener 
Rechtsungleichheit, aber auch der Rechtsfortbildung dienen, wie dies 
der Entscheid BGE 114 ll 665 deutlich zeigt. Damit hat das Bundes­
gericht den Anstoss dazu gegeben, gesetzgeberisch e ine allein Frauen 
benachteiligende Vorschrift des Bürgerrechtsgesetzes abzuändern. 1114 

In BGE 119 V 425, in welchem der Begriff des (<Unterhalts für die E he­
frau» zur direkten Auszahlung e iner Zusatzrente zur IV-Rente des 
Mannes an die Beschwerdeführerio hätte führen müssen, verweigerte 
das EVG allerdings zum Nachteil der Frau und entgegen dem Wortlaut 
des Gesetzes aus Gründen des neuen partnerschaftliehen Familienbil­
des die Anwendung formal gleichstellungswidriger Gesetzesbestim­
mungen des IV- und AHV-Gesetzes. 

5. Weite, ausdehnende Auslegung? 

Gewichtige Entscheide sind durch weite Auslegung des Begriffs der 668 
(<Berufsarbeit» geprägt worden, die sich der Lückenfüllung nähert: •~'~ 
Das EVG hat bereits früh , in Abänderung einer engen Praxis, entschie-
den, nicht nur e ine Berufsausübung im Sinne einer Erwerbstätigkeit, 
sondern die Arbeitsverrichtung im gewöhnlichen Aufgabenbereich 
(i.S.v. Art. 5 Abs. 1 IVG und Art. 27 Abs. 2 IVV), zu dem vor a llem die 
unbezahlte Haus- und Familienarbe it gehört, sei als «Berufsausübung» 
zu betrachten. 11:v. Allerdings wird diese Möglichkeit einer weiten verfas­
sungskonforme n Auslegung gleichstellungshindernder Gesetzesnormen 

1133 icht publ. BGE vom 17. II. 1988: vgl. auch BGE 117 Ia 107: Verknüpfung des Fa-
miliennamens der Frau mit der Zugehörigkeit zu einer Korporation; 126 111 I: Gc­
bührenpnicht für die Übernahme des Frauennamens als Familiennamen. Vgl. 
aber nunmehr den Entscheid de Parlaments vom 22.6.2001. nicht absolute 
Gleichheit im amensrecht herstellen zu wollen. Als Auslegung gegen eine Ver­
fassungsbestimmung kann auch nochmals auf BGE 116 Ia 359 (Stimmrecht der 
Appenzellc rinnen) verwiesen werden. 

1134 Vgl. auch BGE 116 V 198. 
1135 Vorne Rz. 123. 
11 36 BGE 116 V 322; 12 1 V 258: 122 V 212: 124 V 12. alle hinsichtlich des Anspruchs 

auf kostspielige Hil fsmittel wie Fahrzeuge oder Hörhilfen. 
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nicht immer und konsequent angewendet. Das hat bereits in BGE 109 
Ia 41 zum Verlust von politischen Rechten einer verheirateten Frau als 
Folge des alten, auf gemeinsamem - vom Mann bestimmten - ehe­
lichem Wohnsitz beruhenden Eherechts geführt. Aber auch in den spä­
teren Entscheiden findet sich oft ein engeres Verständnis richterlicher 
Auslegungsmöglichkeiten: So etwa im Entscheid vom 15. November 
1990, wo es um den - nicht genehmigten - Einbezug von Töchtern in 
das gestützt auf das neue Familienrecht zurückgeholte Ledigenbürger­
recht der Mutter ging. Im Bereich des Eherechts hat das Bundesgericht 
- auch nach der Eherechts-Revision - immer wieder auf Ungleichbe­
handlungen von Frau und Mann hingewiesen, ohne aber so weit wie 
möglich mit Hilfe einer weiten verfassungskonformen Auslegung dem 
Verfassungsprinzip der Gleichstellung zum Durchbruch zu verhel­
fen. 1137 Ebensowenig wollte das EVG in BGE 126 V 153 durch weite, 
vom historischen Gesetzgeber abweichende Auslegung eine stossende 
Ungerechtigkeit beseitigen. Oft spielt der Grundsatz der Gewaltentei­
lung in die Überlegungen mit ein, dem m.E. allzu leichthin der Vorrang 
gegenüber dem verfassungsmässigen Anspruch auf Gleichberechtigung 
von Frau und Mann eingeräumt wird. Eine weite Auslegung an sich kla­
rer Rechtsregeln hat aber gelegentlich auch eine Schlechterstellung z.B. 
von schuldlos geschiedenen Familienfrauen bewirkt, so wenn die indi­
rekt diskriminierenden Folgen geschlechtsneutraler Regelungen nicht 
in die richterlichen Überlegungen einbezogen worden sind. mK 

0 . Berufung auf den Gerechtigkeitsgedanken als 
Entscheidfindungskriterium 

669 Die richterlichen Möglichkeiten einer Entscheidtindung sind mit der 
breiten Palette von Auslegungsmethoden nicht ausgeschöpft. Im Berei­
che der Rechtsprechung zur Gleichstellung der Geschlechter findet sich 
etwa der Hinweis darauf, eine srossende Ungerechtigkeit sei zu vermei-

1137 Beispie le sind BGE 125 111 209: Art. 161 und 270 ZGB: 117 V 194: 1nvaliditäts­
bcmessung von Frauen; I 25 V 22 1: Beitragserhebung für Frau und Mann nach der 
10. AHV-Revision nach den S07ialen Verhältnissen. 

I 138 Vgl. vorne Rz. 343ff.; auch BINKERT/Wvss. S. 301 f. BGE 118 II 229: 120114 = Pra 
84 Nr. 33; nicht publ. BG E vom 19. 11. 1992 i.S. A.c.A., E. 2b: Übertragung der 
Rechtsprechung zu Art. 152 aZGB auf die Schadenersatzrente gem. Art. 151 
aZGB im Abänderungsverfahren: vgl. zur Praxis BSK-LüCHINGER/GEtSER. 
Rz. 16ff., 19ff. zu Art. 151 aZGB: Rz. 8, 12 zu Art. 153 aZGB. 
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den. Gerechtigkeit ist ein der Verfassung und dem Gesetz grundsätzlich 
übergeordnetes und facettenreiches ethisches Prinzip. das einem steten 
Wandel unterworfen sein kann und deshalb zeitbedingt zu verstehen ist, 
das aber unzweifelhaft dem Geschlechtergleichheitsgebot zugrunde 
liegt und zu dessen - materieller - Durchsetzung dienen könnte. Das 
Prinzip Gerechtigkeit wird vom Bundesgericht bei der Suche nach kon­
kreten Lösungen von Rechtskonflikten eher zurückhaltend angerufen. 
Immerhin finden sich Entscheide, in denen sich letztlich hinter Begrif­
fen wie «Stossend» oder «Völlig unzumutbar» das Gerechtigkeitsempfin­
den der Urteilenden verbirgt: So erweist sich nach der bundesgericht­
liehen Rechtsprechung die Folge einer Gütertrennung dann als 
stossend, wenn ein - höchster - Einsatz einer Frau für Familie und 
Geschäft des Ehemannes nicht zu einem Anspruch aus Art. 165 ZGB 
führen würde. 1119 Als stossend und damit als ungerecht ist auch etwa 
empfunden worden der Zwang für eine ältere Frau, nach langer Haus­
frauenehe eine Erwerbsarbeit aufnehmen zu müssen. 1140 Als ungerecht 
wird z.T. 1H 1 auch eine Ungleichverteilung des ehelichen Überschusses 
und eines Fehlbetrages zulasten der Frau und zugunsten des Mannes 
nach altem, aber teilweise auch nach neuem Eherecht empfunden. 1142 

Oie Praxis zur Auslegung und vor allem zur Auslegung gegen den 670 
Wortlaut des Gesetzes zeigt auf, dass die Rechtsprechung in der Beurtei-
lung der dem Bundesgericht unterbreiteten Sachverhalte nicht immer zu 
einheitlichen Schlüssen kommen kann. Richter und Richterinnen sind 
verschiedene Menschen mit unterschiedlichem Erfahrungsschatz und 
gesellschaftlichen Yorverständnissen, verschiedenem sozialem und welt­
anschaulichem Hintergrund. Auch ihr soziales Einfühlungsvermögen, 
ihre Sensibilität Gleichstellungsfragen gegenüber und ihre Werthaltun-
gen können zu unterschiedlichen Auffassungen gerade im Bereich der 
rechtlichen und tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern 
führen. Das wirkt sich bei allem Streben nach Objektivität unvermeidli­
cherweise auf die Ent cheidungsfindung aus. 

1139 BGE 120 11280 = Pra 85 Nr. 13. 
1140 BGEI1611110. 
1141 Und darin 7eigt sich das subjektiv unterschiedliche Verständnis von Gerechtigkeit 

besonders deutlich. 
L142 Vgl. aber BGE L LI II 103 E. 3c: I 14 li 26 E. 7: 115 ll 424 E . 3; auch 119 II 314 

E. 4b/dd: 1261118. Vgl. auch 114 Ja 321: Frage nach dem gerechten Gesell (Steu­
errecht). 

351 



4. Kapitel: Würdigung der Rechtsprechung und Ausblick 

111. Das Ermessen als ein die Gleichstellung einschränkendes 
Moment 

671 Die bundesgerichtliche Rechtsprechung räumt im Rahmen der Gleich­
stellung verfahren den kantonalen Behörden und Gerichten häufig ein 
sehr grosses Ermessen bei der Beurteilung ein, ob eine geschlechtsbezo­
gene Diskriminierung vorliege. 114

·' Das Bundesgericht erklärt, die mit 
Gleichstellungsfragen häufig verbundene Wertungs- und Beurteilungs­
problematik erfordere eine gewisse Zurückhaltung der obersten Gerich­
te. Den kantonalen - politischen und gerichtlichen - Behörden müsse 
diesbezüglich ein grosser Ermessens- und Gestaltungsspielraum zuge­
standen werden. Immerhin räumt es ein, dieses Ermessen vermöge die 
Bedeutung von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV als absolutes 
Gleichheitsgebot nicht einzu chränken, und es hat auch in gewissen 
Entscheiden ohne besondere Zurückhaltung in die gesetzgebensehe 
Hoheit von Kantonen und Gemeinden eingegriffen. 11 

.... 

672 Das den rechtsanwendenden Behörden und kantonalen Gerichten 
zugestandene Ermessen führt z.B. in den Entscheiden eherechtlicher 
Natur, wo es um die Zumwbarkeit geht (z.B. Aufnahme oder Ausdeh­
nung einer Erwerbstätigkeit durch die Frau) oder in Entscheiden zur 
Lohngleichheit und den dortigen Bewertungen dazu, dass das Gebot der 
G leichstellung von Frau und Mann in konkreten Situationen unter Um­
ständen stark eingeschränkt wird. Die Beurteilung des Vorwurfs der 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts beschränkt sich so nämlich 
darauf, den angefochtenen Entscheid nur mehr noch auf Willkür zu 
überprüfen. 1145 Die Kantone können aufgrundder Ermessensrechtspre­
chung, wenn es um Gleichbehandlung der Geschlechter geht, im 
Grunde mit jedem auch nur einigermassen vernünftig scheinenden Ar­
gument ihre Entscheide als «sachlich haltbar», «vernünftig» oder «ein­
leuchtend» bezeichnen. Damit lä st ich alles, was nicht gegen klare 
Rechtsnormen verstö st oder auf schwere Wei e dem Gerechtigkeits­
gedanken widerspricht, trotz des Diskriminierungsverbots aufrecht­
erhalten. Das schränkt die Umsetzung des verfassungsrechtlichen 
Gleichheitsgebots im Verhältnis von Frau und Mann entgegen dem 

1143 V gl. insbesondere Rz. 113 fL 
LI 44 So in Zßl I 987 (88), S. 306; Zßl I 99 I (92), S. 41 !l. Don ging es allerdings um die 

llerstcllung der Rechtsgleichheit zulastcn der Frauen und zugunsten der Männcr. 
I 145 Z. ß . BGE 12 1 I 97; 123 f I E. 6b; 125 I 71 E. 2 c/aa; anders 126 111 8; 117 V 194; 

117 V 287 = Pra 82 Nr. 62. 
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Ziel und Zweck des Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV erheblich ein. 
Rechtliche und tatsächliche Gleich tellung muss aber im ganzen Land 
hergestellt werden. Das wird durch die Reduzierung der Recht gleich­
heil und der rechtlichen oder tat ächlichen Gleichstellung auf Willkür 
erschwert wenn nicht gar verunmöglicht. Freilich gibt es auch Ent chei­
de, so etwa BGE i.S. F.-R.C.-F. vom 5.2.1987, in welchen das Bundes­
gericht den erheblichen Ermessensspielraum der Verwaltungsbehörden 
in Einbürgerungsfragen eingeschränkt hat. Eine weitere Ausnahme 
findet sich - allerdings zulasten der Frauen - in den Entscheiden zur 
Quotenfrage, wo das Bundesgericht sich über das- sonst in Problemen 
um die Gültigkeit von Volksinitiativen den Initiant/innen um der Prä­
ponderanz der Stimmbürgerschaft willen zugestandene - grosse Ermes­
sen vollständig hinweggesetzt hat. 114~> 

§ 3 Zusammenfassung und Ausblick 

I. Kritik an der bisherigen Praxis 

Die gelegentlich wenig differenziert formale Betrachtungsweise des 673 
Bundesgerichts einerseits und anderseits seine Grosszügigkeit, Schran-
ken in der Umsetzung des Gebots der rechtlichen und tatsächlichen 
Gleichstellung der Geschlech ter zuzulassen, sei es unter Berufung auf 
die Komplexität des zu beurteilenden Sachverhalts oder die Konnexität 
der zur Diskussion stehenden Rechtsregel oder Verfügung oder sei es 
unter Hinweis auf Ausnahmegründe oder das weite Ermessen kantona-
ler Instanzen, kann sich zwar in einzelnen Rechtsbereichen unter einem 
materiellen, auf dem Gerechtigkeitsgedanken beruhenden Gesichts-
punkt durchaus gleichstellungsfreundlich auswirken. Aber die formale 
Betrachtungsweise der Rechtsprechung (und der Gesetzgebung) verhin-
dert nicht, dass traditionelle Benachteiligungen von Frauen direkt oder 
indirekt weiter bestehen oder dass sich neue ergeben, die eigentlich 
Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV gerade verhindern wollen. Es lässt 
sich nicht alles mit der Gleichung «Frau = Mann» oder «Mann = Frau» 
befriedigend regeln. Das Bundesgericht übersieht diese gewisse Wider-

1146 Vgl. BGE 123 J 152; 125 I 21. 
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prüchlichkeit nicht. Es zeigt in einer Recht prechung immer wieder 
die Komplexität des Gleichstellungsgedankens auf; und seine Ent-
eheide weisen auf eine Fülle von Schwierigkeiten hin, die der Verfas­

sungsbe timmung zur Geschlechtergleichheit innewohnen. Der Tatsa­
che, dass Frauen und Männer in unter chiedlicher Weise in ein soziales 
Umfeld eingebunden sind, wird denn auch, aber nur teilweise Rech­
nung zu tragen versucht. Mehr noch wird dieses wichtige Moment in 
der Umsetzung des Gleichstellungsgebots ausgeklammert und in e inem 
m.E. zu engen Verständnis der in Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV 
enthaltene n Gebote und Verbote die Lösung oft allzu rasch in den Auf­
gabenhereich der Gesetzgebung verwiesen. 

ß. Ausweitung des Gleichheitsverständnisses in Satz 1 unter 
Einbezug von Satz 2 

674 In einem Teil der Lehre wird denn auch mit Recht nach einem beide 
Sätze von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Ab . 3 BV umfa senden Verständnis 
des Recht gleichheits- und Gleichstellungsgebots wie des Diskriminie­
rungsverbots gerufen, das materielle, soziale Verschiedenheiten mit in 
Betracht ziehende Überlegungen berücksichtigt. 1147 Es wird mit Recht 
verlangt, den Grundsatz, Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches 
entsprechend der Bedeutung dieser Ungleichheit verschieden zu behan­
deln, im Verhältnis der Frauen und Männer zu beachten. Das müsste 
bedeuten. dass beide zwar in verschiedener Hinsicht - nicht nur biolo­
gisch, sondern auch im sozialen und psychologischen Verhalten - un­
gleich sind, dass aber diese Ungleichheit auf Gleichwertigkeit beruht. 
Dem ist im Sinne einer Besserstellung der Frauen in allen Rechtsberei­
chen Rechnung zu tragen. Es würde m.E. bereits viel bringen, wenn in 
konkreten Fällen vermehrt nach dem Inhalt «funktionaler» Gründe ge­
fragt würde, die das Bunde gericht neben biologischen Gründen als 
Ausnahme vom Gleichbehandlungsgebot zu nennen pflegt. Dieser Be­
griff könnte als Mittel zur Herstellung materieller Gleichbehandlung 
unter Beachtung der gesellschaftlichen Verschiedenenheil jedenfalls 
dort verwendet werden, wo dem Gericht keine zwingenden Schranken 
entgegenstehen. 

1147 Vgl. zu dieser Auffassung auch TOBLER. Quoten, S. 68 ff.. 85 ff. , 115, 11 6ff.: DILS., 
recht 1999, S. 149: JöRG P. Müu ER. Grundrechte, S. 461: sinngernäss wohl auch 
RlltNOW, S. 148; vgl. BGE 116 lb 270; 116 1b 284 = Pra 80 Nr. 93. 
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Die strenge Aufgliederung von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV 675 
in unterschiedliche Zuständigkeit bereiche, wie sie das Bundesgericht 
grundsätzlich, aber keine wegs konsequent vertritt. hat in den letzten 
20 Jahren nur zum Teil die rechtliche und v.a. tatsächliche Stellung der 
Frauen verbessert. Diese Tatsache rechtfertigt ein ernsthaftes Überden-
ken der bisherigen Praxis. Es gibt - wie wir gesehen haben -denn auch 
einzelne Entscheide, in denen eine «aufgeschlo sene Auslegung» be-
folgt und Wesentliches zur materiellen und nicht bloss zur formellen 
Gleichstellung der Frauen mit den Männern beigetragen worden ist. 114"' 

Das Gleichstellungsgebot und das Diskriminierungsverbot wollen 676 
nicht nur verhindern, dass rechtliche Regelungen an alte Rollencliches 
anknüpfen, sondern haben auch zum Ziel, die sich aus der unterschied-
lichen Einbindung der beiden Geschlechter in das soziale Umfeld erge­
benden faktischen Ungleichheiten auszugleichen. Darin liegt eine der 
wesentlichsten Aufgaben der Rechtsprechung neben der Gesetzgebung. 
Dem kann auch nicht durchwegs der Grundsatz der Gewaltenteilung als 
ein dem Gebot der Gleichstellung der Geschlechter übergeordnetes 
Prinzip entgegengehalten werden. Das eine steht m.E. zumindest 
gleichwertig neben dem andem und darf keinesfalls die Gerichte davon 
dispensieren, zumindest zu prüfen, ob sie - allenfalls durch Lückenftil-
lung (Art. I ZGB) - oder auch nur durch eine weite verfassungskon-
forme Auslegung nicht doch eine rechtsgleiche Lösung finden können. 
Ob und inwieweit dies möglich ist, wäre in Abwägung der auf dem Spiel 
stehenden Interessen («pro femina» ), der Sachkompetenz des Bundes­
gerichts, der Komplexität der zu entscheidenden Fragen, zu entschei-
den. tl4~ 

Der formale Aspekt will besagen, dass Benachteiligungen von 677 
Frauen in der gesamten Rechtsordnung behoben werden müssen. Da 
überlieferte Rollendenken darf beim Erlass und der Anwendung recht-
licher Normen grundsätzlich keine Rolle mehr spielen. Der materielle 
Aspekt aber will beachten, da s es nicht einfach um eine Anpa sung 
der Rechtsstellung der Frau an jene des Mannes gehen kann. sondern 
dass unter Umständen mit Hilfe einer ausgleichenden oder die Notwen­
digkeit von kompensatorischen Regeln anerkennenden Rechtsprechung 
tatsächliche Benachteiligungen abgebaut und behoben werden müssen. 
Wie das Bundesgericht sagt, kommt der Gesetzgebung in dieser Hin-

1148 Vgl. ToBt FR, Quoten. S. J25 m.llinw. auf die Botschaft G leiche Rechte, BBI 1980. 
I 118. 

1149 Vgl. z.B. BGE 125 V 230. 
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sieht kein Vorrang vor der richterlichen Aufgabe zu. Die gesetzgeberi-
che Arbeit in einer Referendumsdemokratie ist zudem tets zeitrau­

bend. ••~• Die Rechtsprechung ist daher überall dort gefordert. wo sie 
unmittelbar eingreifen und z.B. auch über eine - vielleicht zeitlich nur 
be chränkte - unterschiedliche Behandlung der Geschlechter deren 
materielle rechtliche und tatsächliche Gleichstellung herbeiführen 
kann. 

§ 4 Hoffnung: Eine sehende Justitia 

I. Justitia mit der Augenbinde? 

678 Die Justitia als in der Kunst oft und ganz ver chieden dargestellte Sym­
bolfigur für die Rechtsprechung und wie sie sich auch über dem Bun­
desgerichtseingang befindet, ist - wie auch andere ältere Darstellungen 
in der Schweiz -zumeist mit einer Augenbinde versehen. m• Recht soll 
ungeachtet der Persönlichkeit, die vor dem Gericht steht, ohne jeden 
(subjektiven) Einfluss gesprochen werden; Gerechtigkeit soll für alle, 
die ein Menschenantlitz tragen, dieselbe ein. Wie wir gesehen haben, 
geht aber diese Auffassung im Verhältnis von Frau und Mann nicht im­
mer auf. 

679 Die einengende Auslegung von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV 
durch die Rechtsprechung, die Ausdehnung des Ermessens durch das 
Bundesgericht zugunsten der kantonalen und eidgenössischen Behör­
den, die zu häufige Berufung des Bundesgerichts auf fehlende Sach­
kompetenz wie auch die zu starke, zu wenig kritische Inkaufoahme ei­
ner oft gleichstellungswidrigen Gesetzgebung zeigt, dass die seit 
155 Jahren teilblinde Justitia immer noch nicht durchwegs auf ihre Teil­
blindheit zu verzichten bereit ist. Es wird nach wie vor primär auf (for­
male) Gleichheit im Recht stärkeres Gewicht gelegt als darauf. endlich 
materielle Gleichwertigkeit der Geschlechter in der sozialen Wirklichkeit 

1150 ScHULz,AJP1993.S.l314. 
1151 Das Kunstschaffen aller Zeiten hat - je nach politischen Verhältnissen - das Bild 

der Justitia auch etwa mit offenen Augen dargestellt: vgl. W01 FGANG P1 PISTERi 

WOLlGANG SCHILD (Hrsg.). Recht und Gerechtigkeit im Spiegel der europäischen 
Kunst, München l9R8 • .l.ß. S. 107 (14. Jh.), 140. 142 (15. Jh.). 145 (16. Jh.: anders 
s. 135). 143 (17. Jh.). 
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anzuerkennen und durch die- einer oft äumigen oder Gleichstellungs­
gedanken gegenüber weitgehend unempfindlichen Ge etzgebung nicht 
verpflichteten- Rechtsprechung durchzu etzen. E wird auf Gleichheit 
oft stärker Gewicht gelegt - ungeachtet ihrer Auswirkungen in der so­
zialen Realität - als auf Gleichwertigkeit der beiden Ge chiechter in ih­
rer Ungleichheit. Das formale Gleichheitsverständnis ist zwar in vielen 
Rechtsbereichen richtig. kann aber in andem gerade wegen der sozial 
weitgehend noch unterschiedlichen tatsächlichen Stellung von Frau und 
Mann und der weit herum noch vorherrschenden traditionellen Auf­
gabenteil ung nicht ohne deren Beachtung durch die Rechtsprechung 
durchgezogen werden, wenn mit einer rechtlichen und gesellschaftli­
chen Besserstellung der Frauen Ernst gemacht werden will. 

Sinn und Zweck von Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 BV ist es- das 680 
kann nicht oft genug wiederholt werden-, Gleichstellung von Frau und 
Mann in der rechtlichen wie der ozialen Realität zu verwirklichen. Die 
Rechtsprechung des Bundesgericht zu dieser Vor chrift beruht zwar 
auf einem zweigeteilten Verständnis der Forderung von Satz 1 und Satz 
2. einerseits (formale) Rechtsgleichheit herzustellen und anderseits di -
kriminierende Benachteiligungen der Frauen mit Hilfe von kompen ie­
rendem oder egalisierendem Recht (oder gar von entsprechenden 
Massnahmen). das zumei t in den Zuständigkeitsbereich der Gesetz­
gebung verwiesen wird, zu verhindem oder zu beseitigen. Aber das 
Bundesgericht ist glücklicherweise nicht durchwegs konsequent: Bun­
desgericht und EVG zeigen in ihrer Auslegungspraxis gelegentlich, 
dass die Rechtsprechung der G leichhe itsbestimmung sehr viel mehr an 
innerem Gehalt zuerkennt als dies die Betonung einer rein formalen 
Betrachtungsweise annehmen lässt. 11 ~7 

Dass trotz erfreulicher Ansätze die tatsächliche Gleichstellung von 681 
Frauen mit Männem noch nicht erreicht ist. liegt sowohl an der zu 
restriktiven Praxis des Bundesgerichts seiner eigenen Sachkompetenz 
gegenüber. dann aber auch an der persönlichen Prägung der Recht -
anwendenden und ihrer Vorver tändnisse als auch an den Zeitumstän-
den. den politischen und gesellschaftlichen Strömungen. Auch der -
nicht immer gleichstellungsfreundliche - Gesetzgeber trägt Mitverant­
wortung an der längst noch nicht befriedigenden Situation der Frauen 
in der Schweiz. Ein materieller. auf soziale Defizite Rücksicht nehmen-

1152 Vgl. BGE 117 Ia 262 E. 2b; nicht publ. BGE vom 31.5. 199 1 i.S. A. G.; BGE 116 
la 359: 116 Ib 270; 116 lb 2!W- Pra 80 Nr. 93; BGE 116 V 198: 116 V 322; 125 V 
377. 
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der Umgang mit dem Gleichstellung gebot den Frauen gegenüber for­
dert aber nicht nur die Rechtsanwendung wie die Gesetzgebung heraus, 
sondern erfordert auch den Ein atz finanzieller Mittel der öffentlichen 
Hand wie allenfalls privater Arbeit gebender. Es ist daher Sache aller, 
Gesetzgebung wie Rechtsprechung und gesellschaftlich massgebender 
Kräfte, für die Durchsetzung des Anspruchs nicht nur auf rechtliche, 
sondern auch auf tatsächliche Gleichstellung der beiden Geschlechter 
in der gesellschaftlichen Wirklichkeit zu sorgen. 11 ~' Wo es die konkrete 
rechtliche Situation erfordert und ein unmittelbares Eingreifen der Ge­
richte möglich und sinnvoll ist, haben sie in der Umsetzung des Gleich­
heits- und Gleichstellungsgebots voranzugehen. Rechtsprechung, als 
zur Gesetzgebung komplementär, sollte überall dort spielen, wo dies 
aus politischen Gründen unabdingbar erscheint. m~ 

682 Das Gleichstellungsgebot des Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 Satz 2 
BV will den benachteiligten Gruppen der Bevölkerung, insbesondere 
den Frauen -wie das Bunde gericht betont- auch zu Chancengleichheit 
verhelfen. Doch Chancengleichheit etzt voraus, dass die tatsächlichen 
(Lebens- und Arbeits-)Grundlagen von Anfang der Sozialisierung an 
für beide Ge chiechter effektiv gleich sind. Die Gesetzgebung der letz­
ten zwanzig Jahre hat dazu beigetragen. da s Frauen und Männer in 
verschiedener Hinsicht vermehrt über formal gleiche Chancen verfügen, 
so insbesondere bezüglich der Bildung, Ausbildung und dem Zugang zu 
den verschiedensten Berufen, aber auch im Bereich des allgemeinen 
Erwachsenenstimm- und wahlrechts. Die Erfahrung der letzten Jahr­
zehnte aber zeigt auch, dass Chancengleichheit oft auch deswegen 
sche itert, weil ausgleichende Strukturen oder andere Massnahmen feh­
len, welche für beide Geschlechter materiell gleiche Möglichkeiten 
schaffen könnten. Dass ein Weite rkommen im Bereiche der Geschlech­
tergleichheit immer noch schwierig ist, ist daher nicht einfach ein indivi­
duelles Problem der einzelnen Frau , sondern die Auswirkung allgemei­
ner Gegebenheiten, von Vorurteilen, Vorverständnissen und nach wie 
vor tief verinnerlichter Rollenvor tellungen , ist aber auch eine Folge 
struktureller Hinde rnisse (wirtschaftliche Anforde rungen an Arbeits­
zeit, Stundenplanprobleme, zu wenig Tagesstätten für Kinder und damit 
für die Schwierigkeit, Erwerbsarbeit zeit und Familienarbeit auf beide 
Geschlechter gleich zu verteilen oder nur schon miteinander zu ver­
knüpfen). Auch fehlendes Selbstvertrauen vieler Frauen und oft zu 

1153 Vgl. z.ß. BGE 121 I 97. 
11 54 BGE 125121; JöRG P. Ml"1 UR. Grundrechte. S. 461. 
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zurückhaltende Selbsteinschätzung in einer männlich geprägten Gesell-
chaft, Wirt chaft und Politik tragen zu die em unter Gleich tellung -

gedanken immer noch unbefriedigenden Zustand bei. 11 ''· 11~ Es fehlt 
trotz der erreichten rechtlichen Gleichheit an den tatsächlich gleichen. 
faktischen Ausgangspositionen fiir viele Frauen, die es ihnen erschwe­
ren. gleichwertig an den gesamtgesellschaftlichen Entscheidungsträger­
schaften teilzuhaben. 

Um materielle Wirkungen zu erzielen, ist von der Rechtsprechung 683 
daher vermehrt zu beachten, dass über die geschlechtsneutrale Fassung 
von Rechtserlassen hinaus ein Ausgleich unumgänglich ist. Das Bun­
desgericht verweist die Aufgabe, faktische Gleichstellung in der sozia-
len Wirklichkeit zu realisieren, zwar immer wieder in den Aufgaben­
bereich der Gesetzgebung. 11 ~ 7 Es hat in einzelnen Entscheiden aber 
relativ früh schon erklärt. Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 Abs. 3 Satz 2 BV 
enthalte keinen ausschlie slichen Vorbehalt zugunsten der Gesetz­
gebung. Das bedeutet inngemäss. dass die Gesetzgebung nicht allein 
über die Zulässigkeil von gleichstellungsfördernden und ausgleichen-
den Massnahme n zugun ten der ge eilschaftlieh Benachteiligten zu ent­
scheiden hat. 11'

11 Ansatzpunkt oieher einschneidender Massnahmen i t 
aber nach Auffassung des Bundesgerichts nach wie vor Art. 4 Abs. 2 
Satz 2 aBV. Der damit primär der Gesetzgebung zugeordnete Auf­
gabenbereich, der sich jedoch als Teil de Diskriminierungsverbots im 
Rahmen des Grundrechts nach Satz I richterlich überprüfen lässt, 11w 

wird aber durch die bundesgerichtliehen Bedenken, eine «umgekehrte 
Diskriminierung» zu schaffen , 11 ~>0 stark eingeschränkt. Das rechtliche 

1155 Vgl. BU"'DfSA\fl FÜR SIAIISIIJo... Unbezahlt - aber trotzdem Arheit, S. 7ff.: auch 
BGE 114 11 26 E. Sb. 

1156 Ygl. BALILR. Familienfalle: EIDG. KO\fMISSIO"' FUR FRAUE:-<FRAGLN. Viel erre1cht -
wenig verändert'? 

1157 BGE 121 I 97 E. 2b i.f.: 119 Ia 241 E 7d: vgl. zur Lehre z.B. KALTMAN". Gleich­
stellung. S. 37: Schlussbericht Arbc1L~gruppe • Lohngleichheit ... S. II u.a.m. 

1158 "licht publ. BGE vom 10. 10.1986 Feueruehrer atzabgabe. publ. 1n ZBI 1987 (88). 
S. 306 E. 3b. 

1159 BGE 12.."i I 2 1· Umer Quotenentscheid. Ygl. dazu ToBtER. recht 1999 .. 144ff.: 
STM1PE. S. Hillff.. m.Hinw. auf die unterschiedlichen Lehrmeinungen zur Frage 
der verfassungsrechtlichen Einordnung der indirekten Diskrimimerung. diC mll 
der Frage nach dem Einbc1ug tatsächlicher Benachteiligungen u.a. als Ausnuss 
geschlechtsneutraler Regelungen 1n Sall I tw.ammenhängt. Diese Auseinander­
setzung ist m.E. dann mOssig. wenn man die Einheit der drei Sätze in Betracht 
zieht. denen die Aufgabe obliegt. direkte wie indirekte Diskriminierungen der 
Frauen in allen Rechtsbereichen zu beheben. 

11 60 Ein unmöglicher Begriff. vgl. auch AurR, AJ P 1993, S. 1341 FN 46. 
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Korsett i t nach der gegenwärtigen Praxi somit noch eng. Die Zurück­
haltung des Bundesgerichts gerade den effizientesten Massnahmen. wie 
z.B. den politischen Quoten gegenüber, hat mit dazu beigetragen, dass 
ich die gesetzgebenden Behörden wenig offen für solche - Frauen zu­

nächst und auf Zeit bevorzugende - Massnahmen zeigen. Wenn das 
Bundesgericht meint, der Sinn de Egali ierungsgebots bestehe nicht 
darin, dass a lles und jedes, was in der Gesellschaft geschieht, zu glei­
chen Anteilen realisiert werden soll, so wird die Problematik der 
G le ichstellung im Grunde auf die Behebung der offenkundigsten, di­
rekt erfahrbaren Benachteiligungen reduziert. Der Anreiz für die Ge­
setzgebung, im Bereich der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen 
und Männern auch der indirekten Benachteiligung nachzugehen und 
mit adäquaten Massnahmen tiefgreifende gesellschaftliche Veränderun­
gen zu ermöglichen, bleibt daher letztl ich gering. 11 6 1 

ll. Eine sehende Justitia ist gewünscht 

684 Dieser Arbeit liegt als Geleitwort ein Satz der Philosophin KATHARINA 
Lr:v zugrunde. 1 1 ~2 Es ist eine «sehende Justitia» zu wünschen, die Gleich­
heit von Verschiedenem wägt, Gleichheit ohne (einseitige) Anglei­
chung herstellt, wohl wissend, dass zwar in vielen Rechtsbereichen for­
mal Gleichheit der Geschlechter hergestellt worden ist, dass aber der 
übergeordnete Gerechtigkeitsgedanke manchmal auch «Gleichheit in 
der Ungleichheit ohne Angleichung» verlangt. Die traditionelle Justitia 
verschliesst die Augen vor der Wirklichkeit, wie sie sich aus der a ll­
gemeinen Lebenserfahrung. aber auch aus wissenschaftlichen Studien 
a ller Disziplinen ergibt. 11~' In gewis en Darstellungen der Justi tia blin­
zelt diese aber vorsichtig unter der Augenbinde hervor. Sie tönt damit 
an, das die Augen nicht davor verschlos en werden dürfen. dass die 
Waage in ihrer Hand mit ungleichem Gewicht beladen ist: Auf der ei­
nen Seite schwer gewichtig die in Recht. in Politik. Wirtschaft, Wissen­
schaft und Gesellschaft dominierende männliche Hälfte, auf der andern 
Seite die andere. weibliche Hälfte der Bevölkerung. die - obwohl sie 
quantitativ eine Mehrheit ist - wie eine Minderheit immer noch mit 

I 161 BGE 123 I 152 E. Sb. 
1162 Lr-v, S. 217. 
J 163 Mit denen sich das Bundesgericht gerade im Bereich der Rechtsgleichheit von 

Frau und Mann vermehrt beschäftigen sollte. 
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Defiziten der verschiedensten Art, auch rechtlichen, aber vor a llem tat­
ächlichen umzugehen hat. 

Es wäre daher zu wünschen, da s die Rechtsprechung auf differenzie- 685 
rendere Weise als bisher und in ei nem umfassenderen Ver tändnis des 
verfassungsrechtlichen Gebots, Frau und Mann als gleichberechtigt be­
handelt und zu ihrer tatsächlichen Gleichstellung im Sinne der Aner­
kennung ihrer Gleichwertigkeit beiträgt. Es wäre zu wünschen, dass die 
moderne Justi tia e ine sehende wird. die Gleichheit (als Gleichheit des 
Menschenantlitzes) mehr mit Verschiedenem (soziale, psychologische, 
wirtschaftliche Wirklichkeit) wägt und so mithilft, eine Gleichheit zu 
verwirklichen, die Gleichwertigkeit nicht ausschliesst, sondern tatsäch-
liche Unterschiede und daraus hervorgehende, manchmal unsichtbare 
Benachteiligungen zur Ke nntnis nimmt. Vielleicht liesse sich sogar in 
weiter Auslegung des verfa sungsrechtlichen Grundsatzes vermehrt der 
Satz «in dubio pro femina» anwenden. Nur tatsächlich Gleiches kann 
im Verhältnis zwischen den Geschlechtern auch wirklich gleich behan-
delt werden, U ngleiches aber mu - will der Art. 4 Abs. 2 aBV/Art. 8 
Ab . 3 BV zugrunde liegende Gerechtigkeitsgedanke beachtet bleiben -
zu unterschiedlichen Lösungen Anspruch geben dürfen. 
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Am Ende einer Arbeit, die ein paar Jahre in Anspruch genommen hat, 
zeigt sich, wie viele Personen daran mitbeteiligt gewesen sind. Ihnen al­
len, die in unterschiedlichstem Ausmass an der Verwirklichung der 
Darstellung der bundesgerichtliehen Rechtsprechung zur Umsetzung 
von Art. 4 Abs. 2 aBV in der Rechtswirklichkeit teilgenommen haben, 
möchte ich sehr herzlich danken. Es sind dies: 

Kurt Bigler, mein Ehemann, der Höhen und Tiefen, die mir diese 
Studie beschert hat, getreulich mitgetragen und viele Einschränkungen 
im Alltag klaglos in Kauf genommen, mir aber auch ganz praktisch 
mit seinen Korrekturvorschlägen und Hinweisen auf Widersprüche 
oder Verbesserungsmöglichkeiten gedient hat; 

Patricia Schu.lz, Direktorin des Eidg. Büros für die Gleichstellung 
von Frau und Mann, die meine Absicht, irgend einmal der bundes­
gerichtlichen Rechtsprechung zu Art. 4 Abs. 2 aBV der Jahre 1981 
und folgende nachzugehen, in vertragliche Pflichten und Zeitvorgaben 
umgesetzt und mich sachkundig, kritisch, aber verständnisvoll und im­
mer wieder ennunternd begleitet hat; 

Katerina Baumann, die mich sehr kritisch, aber ebenso freundschaft­
lich durch die gelegentlichen juristischen Irrungen und Wirrungen ge­
lotst und die mit vielen wertvollen Hinweisen meiner Arbeit neue Im­
pulse zu geben vermocht hat; 

Herr Paul Siegenthaler, Leiter des Archivs des Bundesgerichts, der 
mir unermüdlich das bundesgerichtliche Archiv geöffnet und mir post­
wendend die benötigten Urteile zukommen gelassen hat; 

Frau Juliane Alberini, Leiterin des Dokumentationsdienstes des 
Bundesgerichts und ihre Mitarbeiterinnen Alexandra Fantemaggi und 
Samfra Farney Ferreira, die mir sachkompetent und zuvorkommend 
bei der Suche nach einschlägigen Entscheiden beigestanden haben; 

Frau Judit Gausenberg und Frau lrmtraud Kahl vom Bibliotheks­
dienst des Bundesgerichts, die mich angesichts meiner technischen 
Fehlbegabung immer wieder durch die Informatik der Bibliothek ge­
führt haben; 

und schliesslich ein besonderes Dankeschön für Lisbeth Schellen· 
berg, die mir die schmerzvolle und undankbare Kürzungsarbeit sowie 
weitere mühselige Arbeiten abgenommen und auf intelligente und 
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mitfühlende We ise mir den «Verlust» vieler Schreibseiten schmackhaft 
zu machen gewusst hat. 

Dazu gehört a uch Herr Schellenberg, der es übe rnommen hat, meine 
teilweise mühsamen Korre kturen in den Schlusstext einzuarbeiten und 
mich damit erheblich zu entlasten. 

Nicht zule tzt möchte ich auch dankbar die Dienste von Frau lic. iur. 
Fabienne Zannol, Bern, e rwähnen, die es soga r während der Vorberei­
tungen zu ihren Schlussexamina noch übernommen hat, die zitierten 
Bundesgerichtsentsche ide nachzuprüfen und sie - soweit übe rsetzt -
der «Praxis des Bundesgerichts» zuzuordnen. In de n D ank einbezogen 
seie n auch die äusserst sachkundigen Mitarbeite rinnen des Eidg. Büros 
für Gleichstellung. 

Es bleibt für mich die Hoffnung, diese Arbeit möge ein wenig dazu 
be itragen, auch im politisch für Gleichstellungsanliegen kühler gewor­
denen Klima das Verständnis dafür wach zu halten, wie unabdingbar 
es für einen demokratischen Rechtsstaat ist, beiden Hälfte n seiner Be­
völkerung, Frauen wie Männern, Politik , Kultur, Bildung und Wirt­
schaft gle icherweise offen zu halten und do rt, wo es an den tatsäch­
lichen Voraussetzungen noch fehlt. mit den entsprechenden 
gesetzge berischen Massnahme n oder einer aufgeschlossenen Recht­
sprechung einzuschre iten. 
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Die Zahlen verweisen auf die Randziffern im Text 

Abklärungspflicht 148 
- Abklärung. minimale 551 
Adoptionsurlaub 85. 243. 246, 250 
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AHV 
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376,667 
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- gleichartige 546 
- gleiche 47 f .. 51, 62, 73, 518, 544 f.. 

551,565.597. 622. 644f. 
- gleichwertige 544, 550 f. 
- Unfähigkeit 390 
Arbeitsbedingungen 81, 232 
Arbeitslose 96 
Arbeitslosenversicherung 259, 265 f.. 

486.487, 489, 491 
- Gesetz 471 
Arbeitslosigke it 265, 430. 471, 491 
Arbeits recht 612 

Arbeitsschutzgesetzgebung 244, 483, 
521; siehe auch Arbeitsgesetz 

Arbeitsverhältnisse 
- öffentlichrechtliche 525 
- privatrechtliche 50, 136. 282, 534, 

574,644 
Arbeitsvertrag 81, 233 f. , 327, 330, 

374,515 
Arbeitszeit326, 417, 437. 442, 466, 

506, 573,682 
Aspekt. formaler und materieller 

677 
Aufgaben 69 f., 107,326, 346,362, 

455, 635 
Aufgabenbereich 424 f.. 427, 431. 

434, 445 
- Beeinträchtigung 445 
- bisheriger 424 
- ehelicher 107 
- e rweiterter 457 
- gewöhnlicher siehe gewohnter 
- gewohnter 444 
- konkreter 427 
Aufgabenteilung siehe Aufgaben 
Aufgabenverteilung siehe Aufgaben 
Ausbildung 69, 174. 341, 573, 623 
- Kosten 536, 578 
Ausgangsmöglichkeit 475 
Ausgangsposition 682 
Auslandschweizer 321 
Auslegung 30 f.. 117ff.. 123. 664 
- einengende 679 
- geltungszeitliche 123 
- des Gesetzes 211. 638 
- Hilfe 170 
- Methoden 662 f.. 668. 669 
- gegen den Sinn des Gesetzes 319 
- Spielraum 44, 311 
- verfassungskonforme 30, 65. 117. 

122 f., 184 ' 189, 192, 236, 258, 264. 
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272,287, 366, 375,431,470,474, 
640, 663, 667 f., 676 

- gegen den (klaren) Wortlaut des 
Gesetzes 119, 121, 290,299. 303f., 
319.667, 669f. 

- weite 323. 466, 638. 640, 668 
- zeitgernässe 30 f. 
Ausnahmegründe 75. 271, 276, 278. 

633,655,673 
Ausnahme-Rechtsprechung 608 
Ausnahmeregelung 196,633 
Auswirkung 
- gesellschaftliche 639 
- statistische 86 
- tatsächliche 626 

Bedingungen zu einer besseren 
Ausgangslage 77 

Bedürftigkeit 156, 345 
Befreiungsgründe 263 
Begutachtung, wissenschaftliche 

155 f. 
Bcgründungspflicht, qualifizierte 

154.655 
Behörde, politische 557 
Beibehaltscrklärung siehe 

Bürgerrecht 
Beistandspflicht 38, 107. 115, 324f., 

330.335,337, 374, 409. 437,451 
Beitrag 
- Befreiung 377 f. 
- Beitragsdauer 126, 380, 385. 389, 

471,487 
- Beitragsleistung 
- Übermass 330, 374, 380 
- freiwillige 374 
- Beitragslücken 323. 385 
- Beitragspflicht 90, 91. 92. 163. 355, 

373. 375ff..378,471,487,628 
- Beitragssplitting 375. 469 
- Beitragszeit487 
- Erfüllung 260 ff.. 488 f. 
Belästigung, sexuelle siehe se·cuelle 

Belästigung 
Bemessungsgrundlagen 238, 242, 

382, 387,389 
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Benachteiligung 173. 186. 232 
- arbeitsrechtliche 523 
- Ausgleich 480 
- von Frauen 55f., 89, 173. 174.638, 

673,677,680 
- geschlechtsspezifische 232 
- indi rekte 491. 639, 683 
- der Knaben 186 
- der Mädchen 186 
- strukturbedingte 173 
- tatsäch liche 173 
- unmittelbare 85 
Berechnungsgrundlagen 383, 387 
Berufe. typisch geschlechtsmässig 

segmentierte 533 
Berufliche Vorsorge 126f., 210, 214, 

221, 223. 235 f., 352, 390, 663 
- Altersrentenbeginn 223, 229 
- Anwartschaft 469 
Berufsarbeit siehe Erwerbstätigkeit 
Berufsausübung 42, 258, 334f .. 534, 

668 
- gleiche und freie 334 
- Pflicht 335, 337 
Berufsleben 13, 214, 34 1, 624 
Berufstätigkeit 342 
Berufung 136 
Beschwerdelegitimation 138,610. 

646 
Besoldung; siehe auch Lohn 
- Besoldungssysteme 471, 522,537, 

541,549,552,557,559,563,599, 
602,607 

- Ordnung 607 
- Unterschied 579 
- Verhältnis 644 
Betätigungsvergleich 449, 453, 466 
Beteiligung. paritätische 569 
Betrag zur freien Verfügung 327 f. 
Betreuungsaufgaben 349 
Betreuungsgutschriften. Anrechnung 

375, 469,471 
Beweis 
- Beweisabnahme 152 
- Beweisangebot 152 
- Beweiserleichterung 619 
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- Beweislage 148, 650 
- Beweislasterleichterung 515. 572. 

6U. 613 
- Beweispflicht 572 
- Beweisschwierigkeiten 152 
- Beweiswürdigung 112 
- Glaubhaftmachen 524. 649f.. 655 
Bewertung 422, 446, 588, 672 
- Bewertungskriterien, geschlechts-

diskriminierende 555 
- Bewertungsmethoden 554 
- Bewertungswandel, allfälliger 588 
- ökonomische 446 
Bildung 13 f.. 55, 177, 182, 184 f., 187, 

336.345,501 
Bisheriger Aufgabenbereich 424 f., 

438, 449; siehe auch 
Aufgabenbereich 

Bundesgesetz über die 
Gleichstellung von Frau und 
Mann siehe Gleichstellungsgesetz 

Bundesrecht 124.211. 525 
Bürgerrecht 37 f., 43, 191. 300 f .. 304. 

306, 308 ff.. 312 ff .. 629, 667 
- Abstammung 308 
- Aktivbürgerrecht 20f., 24, 29 
- Beibehaltserklärung 191. 302 
- Einbürgerung 304f., 308. 309, 311, 

469 
- Einbürgerungsbestimmungen sieh­

e dort 
- Erwerb 192, 307 
- Familienbürgerrecht 193, 313, 

315 ff. 
- der Frau 314 
- Gemeinde 164, 190,300,309.312 
- Gesetz 121. 192, 301, 305, 308. 315, 

469, 667 
- Kanton 19. 21. 190f.. 300.309 
- Schweizerbürger 19, 21. 31. 300 ff., 

306. 308. 313 f., 469 
- des Vaters 308. 313 
-Verlust 190ff.,3L L. 313 
- Wiedereinbürgerung siehe dort 

Chancen 55, 176, 178, 182. 253,467, 
626,629,634,682 

Chancengleichheit 11, 76 f.. 109, 
177L, 200, 467. 498. 534,634.640. 
682; siehe auch 
Ausgangsmöglichkeit, Ausgangs­
posirion und Bedingungen zu einer 
besseren Ausgangslage 

Dienstalter 656 
Dienstleistungen. öffentliche 173 
Dienstpflichten 
- öffentliche 194, J 95 ff., 277 f., 470, 

627 
- persönliche 195 
Diensttauglichkeit, individuelle 205, 

207,208, 274 
Differenzierung 56, 63, 68, 72, 75. 80, 

81,110,145. 172,255,268,275, 
283,565,636,664 

- rechtliche 172 
Differenzierungsgebot 83, 84 
Differenzierungsverbot 56, 68, 81, 

84 f., 109, 171,254, 268, 636,639 
- absolutes 268 
Diskriminierung 81f., 208. 352. 366, 

640 
- direkte 52, 85, 86, 251. 301. 515 
- Faktor 405 
- von Familienfrauen 352 
- indirekte 86. 107. 253 f.. 261, 466. 

515,630, 638 
- indirekte Faktoren 654; siehe auch 

Diskriminierung, indirekte 
- der Geschlechter 82, 88. 107. 114. 

281, 469. 545, 556 f .. 574. 610; siehe 
auch Geschlecluerdiskriminienmg 

- umgekehrte 623, 640 ff .. 643, 683 
- verdeckte (versteckte) 15. 81. 254, 

542.567,618,630 
Diskriminierungsanspruch 615 
Diskriminierungsverbot 84 f.. 165, 

485. 527.636 
- absolutes 268 
- formales 627 
Doppelarbeit 325, 331. 383. 633, 470 
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Doppelbelastung 76, 465 
Doppelnorm 525, 526, 644 
Doppelrolle 245 
Dritthilfe 437 
Drittwirkung 43, 49, 65. 69, 282. 470. 

527 
- fehlende 282 
- indirekte 219 
Durchsetzbarkeie unmittelbare 589, 

599 

Egalisierungsgebot 56, 500, 635 f., 
636,639, 640,683 

Ehe l02, 332 
- Ehegemeinschaft 338 
- eheliche Partnerschaft 339, 374 f. 
Ehebild 320, 323 ff., 342 
Ehefrau, mitarbeitend siehe 

Mitarbeit 
- erwerbstät ig 144, 392 
- nicht erwerbstätig 246 
- verunfallte 392 
Ehegatte, ausländisch 122 
Ehegattenmitarbeit siehe Mitarbeit 
Ehemann 379, 385 
- erwerbstätig 415 
Ehemodell, neu 103, 666 
Ehepaar-Altersrente 385 ff. , 390, 392, 

396ff., 399 
Ehepaar-IV-Rente 392, 394ff.. 401 
Ehepaarrentenanspruch 162,401 
Eherecht 107, 210, 215, 409 
- partnerschaftliches 469 
Ehescheidungsrecht siehe 

Scheidungsrecht 
Ehetrennung 337, 345, 359. 409, 411. 

491 
Einbürgerungsbestimmungen 305; 

siehe auch Bürgerrecht, 
Einbiirgerung 

Eingliederung 424, 429, 431.436. 
438,442,443,444,453 

- .,Eingliederung kommt vor Rente·· 
424 

- Eingliederungsmassnahme 438. 
440, 444 f., 448,451 
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- Eingliederungswirksamkeit 429. 
431,440 

Einheit der Familie 37, 88, 97, 102, 
167, 192, 284f.. 285.300 

Einheit des Familienbürgerrechts 
siehe Bürgerrecht, 
Fami/ienbiirgerreclzt 

Einkommen, existenzsichernd 456 
Einkommensvergleich 448, 452 f., 

456, 463 f., 466 
Einzelhaushalt 359 
El ternurlaub 245,246,271,326 
Entlöhnung siehe Lohn 
Entschädigung 259, 331, 333, 414, 

419,509, 512ff. 
- angemessene 329 
- Ansprüche 509, 514 
- Höhe 510 
- bei missbräuchlicher Kündigung 

509 
- bei sexueller Belästigung 512 
Ermessen 110, 113 f.. ll6, 278. 301, 

303f.. 338, 342,347,399.434,490, 
556, 566, 579,618, 671 ff., 679 

- Einschränkung 303 
- richterliche~ 338 
- weites 342 
Ermessensspiel raum 110, 111, 113, 

115 f., 225, 350, 402, 555, 557, 653, 
659, 671 f. 

Errungenschaft 328, 352, 360, 482 
Ersatzabgabe 133, 194f., 197. 202. 

207, 273 f., 470 
Erwerb 14, 192,300,309,341,378, 

412 
- Erwerbsarbeit siehe 

Erwerbstätigkeit 
- Erwerbsfähigkeit 347, 365. 424, 

432,442, 445 
- Beeinträchtigung der 424 
- Erwerbsmöglichkeit 213,394,439, 

445, 448, 
- Erwerbstätigkeil l7, 338. 373, 406, 

431, 487, 666 f. 
- Erwerbsunfähigkeit !57, 445, 456 
Erziehungsarbeit 487 
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Erziehungsgutschriften, Anrechnung 
352, 469 

Erziehungswesen 173 
Europäischer Gerichtshof für 

Menschenrechte 157.291 
Europäische Menschenrechtskon­

vention 65, 137, 157.159, 160, 164 
Existenzminimum 345,352, 355, 357. 

361,363, 365f., 491 
Existenzsicherung 367,427,431, 456 
Expertise, arbeitswissenschaftliche 

551 

Familie 103 
- Einheit der siehe Einheit der 

Familie 
- Familiengrösse 411 
Familienarbeit 37, 77,238, 280. 325, 

326 f., 333, 338, 342. 388, 392, 403, 
406. 408f., 412,419.425,445, 
520 f., 572. 666, 668, 682 

Familienfrauen 200. 352, 354. 383, 
391,408, 412f., 415,418,420,422. 
435,441,443.470,480,487,519, 
638,668 

Familienname 128, 167, 285, 287 f., 
290,291,293,295, 297f., 314f. 

Familienrecht 19, 90, 97, 101,190, 
193,242, 284f., 3 13,320,325, 334, 
355,361,374,379,393,403,441, 
451,481,630,634,639,665.668 

Familienzulagen 50, 86, 97, 98f., 
100f., 103, 104, 107.535,608 

Fehlbetrag 107,354. 355.362, 365f.. 
669 

Feststellungsklage 610 
Feuerwehrdienst/-pilicht 195, 201 ff., 

206 ff., 273, 274 
- Anforderungen. physische 203 
Föderalismus 132, 189,468, 622 
Förderung der tatsächlichen 

Gleichstellung 471. 506,662 
Förderungsmassnahmen siehe 

Massnahmen 
Formale Betrachtungsweise 173, 179, 

181,209,230,249, 269,283.388, 

470. 475,624,628.630f.,643,667, 
673,680 

Formales Gleichheitsverständnis 149, 
173,679 

Formulierung, geschlechtsneutrale 
86, 149,254, 460. 470, 475 

Frauenberufe. typische 70, 81, 137, 
423,520,528, 530,532,536,560, 
563, 566 IT., 572. 575, 618, 659 

Frauendiskriminierung 12,578, 640; 
siehe auch Diskriminierung 

Frauendiskriminierung, indirekte 
siehe Diskriminierung, indirekte 

Frist 129, 263, 282. 349, 491, 596 
Fürsorge siehe Sozialfürsorge 
Funktionelle Eignung 131. 229,298 
Funktionsanalyse, vereinfachte 553, 

612 

Gehör, rechtliches 64, 112, 152 f., 
155, 551. 651 

Gemeinschaft. eheähnliche 489 
Genugtuung 114,511, 513f. 
Gerechtigkeit 110, 283, 299. 333, 382, 

505, 669,678 
- Gerechtigkeitsempfinden 61, 106. 

510,622 
- Gerechtigkeitsgedanken 57, 62, 

579, 620, 662, 668f., 672f., 684f. 
Gerichtskosten 613 ff. 
Gesamtarbeitsverträge 542 
Geschlechterdiskriminierung 88, 

I 14, 208, 225, 253, 276, 529 f., 530, 
612 

- besoldungsmässige 530 
- indirekte 107, 563 
- Verbot 81, 533 
Geschlechtergleichbehandlung 54 f., 

58, 87,89,95,97. 102,104,121, 
154,166,194,227.234, 271, 280, 
361,400 f .. 433, 460. 468, 475, 484, 
557,569, 656,672 

Geschlechtergleichheit 7, 12, 39, 48, 
57, 58, 67, 73, 84, 110,113,115,119, 
123, 127, 132, 135 f. , 226 ff., 469, 
473,626.635,637,673,682,684 
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- Gebot 115, 127. 146. 150, 158, 196, 
216,227,306,494.569,627,630, 
669.673 

Geschlechtergleichstellung 365. 425, 
467f. , 485, 495, 498, 506 

- effektive 485 
- Förderung der tatsächliche n 

506 
- Gebot 425 
Geschlechterverhalten 181 
Geschlechtsneutrale Regelung siehe 

Geschlechtsneutralität 
Geschlechtsneutralität 461 
Gesetzgeber, historischer 119 
Gesundhei tsschädigungen 273, 

448 
Getrenntleben, Regelung des 361 
Gewaltentei lung siehe 

Gewaltentrennung 
Gewaltent rennung 34, 132, 400. 468, 

479,622,668,676 
Glaubhaftmachen 524, 649f., 655 
Gleichbehandlung 25, 42, 61, 63. 79. 

82,88,93,11 1,114,149,172, 177, 
178, 229. 234, 236, 249 f.. 277, 282. 
313.315,317,339,356,387,438, 
475.477,485,490,539,591,607, 
635,674 

- absolute 177 
- Gebot 12, 61, 73. 88. 96, I 04. 

115. 127, 145, 167, 170, 176, 184, 
194,199,222.225.227,229.234, 
236, 240, 297, 313, 339,393.401. 
415,430,470.484,599.635,655. 
674 

- der Geschlechter siehe 
Geschlechtergleichbehandlung 

- Rechtauf21. 104 
- rechtliche 79 
Gleichberechtigung 12. 39. 54ff., 76, 

90, 93, 98, 113. 120, 135, 170, 172. 
179,241,271, 283ff.. 291,3 11 ,327, 
342, 354, 358 f.. 362, 368 f., 402, 
453 f.. 471, 505, 621, 663 

- beider Eltern 370 f. 
- der Frauen 622, 640 
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- von Frau und Mann 31, 123, 
168. 170, 179,241,306.315,454, 
668 

- zwischen den Ehegatten 362 
Gleichheit 8, 16f., 39, 55, 58. 73, 81. 

I 08f., 115. 119. 170, 174, 176, 228, 
237,242,326, 361,467,469,477, 
495,506,544, 545,587,643,667, 
682, 684f. 

- absolute 73, 88. 383 
- der E rgebnisse 495 
- formale 73, 74, 76, I 06, 193, 626, 

629,679 
- materielle 74, 77, 181,253.269, 

283, 495 
- symmetrische 626, 643 
- tatsächliche 69, 73, 75. 77, 115. 

168,249,282,495,498,634 
G leichheitsartikel, allgemeiner 73. 

81,225,322.432 
Gleichheitsbestimmung 56, 69,71 f., 

88, 101. 105, 177,282,291,527, 
626,641,680 

Gleichheitsgebot 10, 12, 49, 75, 77, 
79.157,218,277,324,360,375. 
405,529.623,625,627.638,643, 
671 f., 681 

- allgemeines 59, 74, 83 f., I 06, 267. 
362, 484 

- Anknüpfungsverbot 631 
- Ausnahmepraxis 537 
- formales 627, 629 
- geschlechtsbe7ogenes 73, 75, 94, 

107,145,172.273,283,405 
- Konkretisierung 644 
Gleichheitspri117ip 23, 69, 92. 623, 

631,633 
Gleichheitssatz 
- allgemeiner und 

geschlechtsbezogener 79 
- geschlechtsbezogener 118 
G le ichheitsverständnis I 73, 299, 624, 

674,679 
Gleichsetzung siehe Gleichstellung 
Gleichstellung 74, 299. 375, 425. 431. 

470, 487.623,662 
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- Auftrag 109,477, 485 
- der Besoldung 47, 576,659 
- formale 72. 81. 188, 208f., 249, 

251,281, 344,469.471,480.626, 
638, 640.664 

- der Frau 289. 291, 470 
- von Frau und Mann siehe 

Geschlechtergleichstellung 
- der Geschlechter siehe 

Geschlechtergfeichstellung 
- von Haus- und Berufsarbeit 115, 

666 
- Massnahmen siehe Massnahmen 
- materielle 76, 250 f., 388, 470, 472, 

480.625,635.638,642,666 
- rechtliche !5,22,55f.,59.69,81, 

97, 110, 145, 147, 150,237, 282, 
283, 325,423,467,470. 495,626. 
640. 662, 672 f. 

- tatsächliche 45, 56, 69, 79, 80, 110, 
339, 423. 467. 468, 470 f., 485, 495, 
498. 506,517.632,634,635,637, 
640.662,672f..677,681.683,685 

- des Witwers 211 
Gleichstellungsbestimmung 409, 528, 

625 
- geschlechtsbezogene 70, 109, 468, 

470 
Gleichstell ungsbüro 147, 471 
G le ichstellungsgebot 109. 171, 294, 

303,324 
- Ausnahmen 75 
Gleichstellungsgesetz 254. 471, 506, 

514,522,533f.,544,573,613,647 
Gleichwertiger Unterricht 182. 184 
Gleichwertigkeit 57. 109, 113, 115. 

119, 184. 185. 189.361, 409f., 412. 
440.442.544. 549. 550.618. 651. 
664.674.679.685 

- Begriff 184. 547 
- Tätigkeiten 361,416. 556 
Grad der Invalidität siehe 

Invaliditätsgrad 
Gründe 
- biologische 28, 34, 72, 75, 177. 184. 

199,204,215,244.249, 270. 271, 

273 r.. 276, 281 , 283, 483, 626. 633. 
636,674 

- funktionale 72, 75. 177, 199.215, 
270.283. 275,278.283.626. 633, 
636, 664.674 

- objektive 387. 546, 549. 551. 559. 
572 f.. 576. 579, 612, 655 

- wichtige 287. 290 
Grundprinzipien der Staats- und 

Rechtsordnung 23. 28 
Grundrechte 51. 65, 69, 79, 136, 164, 

225,366,470. 525,608,634f., 639, 
683 

- Grundrechtscharakter 159, 474 
- Grundrechtsgarantie 229. 637 
Grundversicherung 469 
Gütertrennung 333 

Haftpflichtrecht 404. 409.414. 422 
- Versargerschaden 414 f.. 420 f. 
Handels- und Gewerbefreiheit 19. 21 
Hausarbeit 13. 252. 325, 326, 328, 

336,338,339,403, 406, 407f.. 409. 
411 f., 414, 418,421' 431. 433, 458. 
461. 465 f. , 470. 520 f. 

- Aufwertung 419 
- Bewertung 422. 446 
- unbezahlte 405 f., 446. 666, 668 
- wirtschaftlicher Wert 414, 419 
Hausfrau, nichterwerbstätige 430 
Hausfrauenarbeit siehe Hausarbeit 
llaushalt. gemeinsamer 212 
Haushaltstätigkeit 338 siehe 
Hnu.~arbeit 

Hausmänner 375 
Heimarbeitsgesetz 543 
Hilfsmittel257, 258, 425, 426ff.. 

430 ff.. 434 ff .. 441 
Hinterlassenen-/Hinterbliebenen­

rente 210.213 f.. 481 

Individualrechte 49, 170, 479, 527, 
591 

Initiative ,.Gleiche Rechte für Mann 
und Frau" 41 f., 45 f., 54, 516, 634 

Internationale Vorschriften 47, 225 
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Internationaler Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte 
159. 168 

Internationaler Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte 168 

Internationales Übereinkommen 
über das Verbot jeglicher 
Diskriminierung von Frauen 159, 
169 

Interpretation 30, 32, 661; siehe auch 
Auslegung 

- historische 22, 621 
- verfassungsmässige 49, 621 
Invalide, erwerbstätige 427 
Invalidenrente 157. 380, 385, 390, 

392, 393,395.397,402,447,354, 
394, 396 f., 442, 445, 447. 454, 456, 
464 

- Abgabe von Motorfahrzeugen 
430 

- Alimentenbevorschussung 94 
- Eingliederungsfähigkeit 439 
Invalidenversicherung 325, 385, 390. 

395,397, 424,435,436,628 
Invalidität 194, 213,223. 261, 385, 

399,401, 424ff., 431,439, 440f., 
443, 444ff., 447, 449 f., 454, 455 f., 
458, 462 f., 464 

Invaliditä tsbemessung siehe 
lnvaliditätsgrad, Bemessung 

Invaliditätsgrad 447 f., 450 ff., 452, 
456 ff., 461 ff. 

- Bemessung 425, 444 ff., 449, 452 f.. 
455,458,461,464,466,643 

Justiziabil ität 602, 603, 607 

Kinderbetreuung 45. 258, 341, 349, 
410,506 

Kinderzuteilung 358, 369, 370 
Kindeswohl369, 371 
Kognition 110.114,116 
Kompensation 277, 401, 479 
Komplementärrente 396, 398, 400 
Konjunkturlage 576 
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Konnexität 53. 124, 125, 127f., 131, 
135, 199, 216,226.229, 298,663, 
673 

Koordination 224, 39I f., 398. 506 
Korporationsrecht 66,314 
Kosten 70, 102, 176. 178.197,272, 

296, 338. 340 f.. 349, 404 f.. 433 f., 
439,441,519,536,578,613,616. 
634,645 

Kostenlosigkeit 614, 61S f. 
Kostenverteilung 615 
Krankentaggeld 395, 403 
Kriterien, objektive 571 
Kumulation von Leistungen 391, 

513 [. 
Kumulierung siehe Kumulation von 

Leistungen 
Kündigung, missbräuchliche 509,513 
Kündigungsschutz 515 
Kürzungsbestimmungen siehe 

Kürzungsmöglichkeiten 
Kürzungsmöglichkeiten 389, 391 f., 

397f., 400 

Lasten, Beitrag an die ehelichen 
338 

Lastentragungspflicht, Ausgleich der 
599 

Lebenshaltung 346 
- angemessene 359 
Lebensverhältnisse, vergleichbare 

87 ff., 9 I. 93, 213, 297. 490, 666 
Legalitätsprinzip 584, 588 
Lehrberufe 550 
Leistung 
- angemessene 343 
- geldwerte 409 
- hinausreichende 415 
Leistungsanspruch 2 14,224 
Leistungsfähigkeit 63, 338, 341, 343, 

361 f., 363. 407 f., 465 
Leistungsklage 610 
Leistungskraft siehe 

Leistungsfähigkeit 
Leistungsmöglichkeit, konkrete 

Leistungspflicht 344ff., 643 
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Leistungsrecht 89, 165, 173, 388, 471, 
473 

- staatliches 173 
Lernverhalten, unterschiedliches 180 
Lohn 57. 99. 103. 105, 327. 328. 333, 

374.401,403,408,413,423,442, 
457.478,486,506,516,518, 535, 
544.578. 581,590, 599,657 

- Anspruch auf gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit 49f., 136, 229,235, 
330,333,471, 516f., 526f., 588, 
592L. 604 

- Begriff 99,235 f., 536 
- diskriminierender 580, 589, 609, 

650, 658; siehe auch 
Lolmdiskriminierung 

- Diskriminierungsverbot 586, 654 
- diskriminierungsfreier 588 ff., 599, 

657 
- Gleichheit 42, 46 f.. 49, 51, 53f., 56. 

62, 139,235.375,477.508, 516f., 
522.525.527, 534 f., 537,538, 
540 f.. 544, 546, 557. 561, 565 f., 
570,583,587,595,600,603.629, 
644, 657. 665, 672; siehe auch 
Lohngleichheit 

- Herabsetzung 52 
- Klagen siehe Lohnklagen 
- Lohndifferenz 581 
- Lohnhöhe 581, 657 
- Nachforderung 580, 585 f.. 588 f., 

593,605,658 
- Streitigkeiten 130, 515, 571, 574, 

576,615,647 
- öffentlichrechtliche 615 
- Ungleichheit 47 f.. 50. 52, 62. 70. 

472. 518f.. 521. 523, 526,530, 540. 
542,550,552.556,559,561,571. 
575,577,579, 581,594,598,612. 
618, 620 

- diskriminierende 137, 148, 540, 
570,577,649 

Lohnbenachteiligung 603 
Lohndiskriminierung 47, 504, 522, 

538, 540. 551' 558, 572 [f., 580. 
581f.,584. 6J7,620,650,654,656 

- geschlechtsbezogene 586. 649 
- indirekte 559 ff. 
Lohngleichheit 70, 111, 115. 137, 139, 

150,516,518,583,587.594,600. 
604, 607 f., 613. 615, 619, 620. 650, 
654, 659; siehe auch unter Lohn, 
Gleichheit 

- Anstellungsverhältnisse, öffentli· 
ehe 46 

- Arbeit, unterschiedliche 549 
- Klagen siehe Lohnklagen 
- Gebot 73, 109, 527 L, 537, 541. 555, 

570,558,579,583,585,587, 589, 
591 f., 596, 598, 600, 601, 602, 618, 
644 f., 653 f., 656 [. 

- Aushöhlung 591 
- Praxis, lohngleichheitsfeindliche 

600 
- Prozess 150. 648 
- Streitigkeiten 130, 646 
- Verfahren 113, 563,567,593.645 
Lohnklagen 111.254. 508, 522, 524, 

530,598.600,604,609.614. 615, 
646,654,659 

- privatrechtliche 615 
Lohnnachforderung 580, 585 f.. 

588 f.. 593, 605. 658 
Lohnungleichheit, diskriminierende 

137,148,540,570,577,649 
Lückenfüllung 123,211 , 668, 676 

Marktsituation 571, 575, 576 
Marktwirtschaft 579 
Massnahmen 69, 80, 108, 176, 329, 

425, 485 f., 498. 506 
- berufliche 425 
- ge chlechtsspezifische Förde-

rungsmassnahmen 485 
- positive 69 
Materielle Besserstellung 109,401. 

624 
Materielles Verständnis 641 
Mehrleistung 331, 332. 345 
- Abgeltung von Mehrleistung 331 
Menschenrecht 59, 65, 68, 136, 157, 

159[., 167,170,291,525 
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Methode, spezifische, gemischte 458. 
465 

Militärdienst 197 
- Militärdienstpflicht 195 
Militärpflichtersatz 21, 198: siehe 

auch Ersatzabgabe 
Minusklassen-Entscheid 557 
Mitarbeit 38, 95, 327, 330 f., 333, 

374 r.. 425, 457' 459 
Mitwirkung in der Öffentlichkeit 29 
Mutterschaft 42, 75, 158, 237 ff., 244, 

270 f. , 392, 485 
Mutterschaftsurlaub 105, 243 f., 246, 

249.251 f., 271 f., 478,481,484, 
535,643,665 

Nachbarschaftshilfe 437 
Nacheheliche Solidarität 242,413 
Nachforderung 538, 585 f., 588, 658 

achtarbeit 279 f., 469, 279 f. , 470. 
482f., 627 

Nachtarbeitsverbot siehe 
Nachtarbeit 

Nachzahlung 580, 589, 591, 594. 597, 
605.615 

- Pflich t zur 597 f., 658 
Namen 290 
- Allianzname 285, 287 
- Änderung 66, 128.166,286, 289ff., 

294,296 
- Einheit der Familie 38, 287 
- Frauenname 290 
Namen recht 37 f., 167, 284, 286. 289. 

291 f., 299,314.629 
Naturalbeitrag siehe Naturalleistung 
Naturalleistung 41lf. , 415.489 
Nichtanstellung 515. 612 
Nichtanwendung 111. 131, 132, 219. 

281 
Nichterwerbstätige Versicherte 427, 

450.462 
Niederlassung, Recht der 19 
Niederlassungsbewilligung 469 
Nominierungsquote 503 
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Öffentliches Interesse 231, 291 
Organisationen 40, 47. 65 f., 132, 226. 

275,322.409,609,610 

Paare in eheähnlichen Verhältnissen 
88: siehe auch Gemeinschaft. 
eheähnliche 

Parteikosten 613 f. 
Partnerschaftliehe Konzeption 324 f., 

410.415 
Pensionierungsalter 125, 216, 223, 

227, 229,232,234,479 
Persönlichkeit, Schutz 294, 317, 678 
Persönlichkeitsrechte 66, 191, 313. 

537,622 
Pfarrberuf, Zulassung von Frauen 25 
Pflegegutschrift 352 
Pflichtstunden resp. 

Pflichtpräsenzzeiten 561 
Popularklage 146 
Prozessdauer 645 
Prüfungspflicht 87, 106. II I. 148. 

150, 153 ff., 55 1 . 651 

Quoten 168 f., 47 1. 492 f.. 494, 498 ff., 
503, 504, 641 f.. 672 

- flexible 501 
- politische 641 
- Quotenentscheid 168, 179,477, 

495, 498 r.. 504, 632 
- Quotenregelung 471, 492. 494, 499, 

502,504,672 
- Quotenvorgabe 502 
- Wahl- oder Ergebnisquote 494 
- Wahlvorschlag-Quoten 642 

Rahmenbedingungen 245 
Recht 
- absolut zwingendes 591 
- konnexes 127. 131,298 
- politisches 622 
- unmittelbar anwendbares 68 
- zwingende Vorschrift des privaten 

608 
Rechte 
- bürgerliche 168 
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- politische 9. 30, 34, 40, 73, 85, 160, 
168, 173, 188, 189, 190, 196,319, 
468,502.622,623,669 

- subjektive öffentliche 35 
Rechtfertigung 50. 114, 176. 275 f., 

521,57 1,597. 608 
Rechtfertigungsgründe 277,283, 550, 

565, 570 ff.. 578, 579, 618. 655 f., 
659 

- biologische 270, 281 
- funktionale 270 
- objektive 524, 618 
Rechtsanspruch 119,334,395, 397 f., 

495 
Rechtsanwendung 60, 108, 629, 639, 

662.664,681 
Rechtsfragen 111, 113, 148, 388,551, 

652 
Rechtsgleichheit 7, 9 f., 16, 18, 35, 

52 f.. 55, 64, 79, 80. 89. 109. 114, 
145.172,199,208,213,225,288, 
307,313, 375,459,468,470,474, 
517.537,621.623,629,633,672, 
674,676,680 

- allgemeine 64. 89 
- Begriff. materieller 435 
- formale 109, 276, 281. 627 f., 636. 

679 f. 
- der Geschlechter 46, 71, 76, 110, 

143, 196,282,284,301 ,307. 365, 
494 

- relative 17 
Rechtsgleichheitsgebot 9, 35,55 f., 

59. 64, 94, 96. I 04f., 114, 121, 135, 
172,229,267.283.375, 459f., 477, 
500.504.537, 556,573, 579,629, 
630 f., 634 ff., 674 

- allgemeines 63, 64, 110, 111. 248, 
375,382,460, 529 

- besonderes 537 
- formales 304 
- geschlechtsbezogenes 579 
Rechtsgleichheitsprinzip 64. 74, 87 
Rechtsgleichheitssatz, allgemeiner 

108,376 
Rechtskraft, materielle 585 

Rechtsmissbrauch 593, 600 
- Verbot 593. 658 
Rechtspflege, Anspruch auf 

unentgeltliche 64 
Rechtsungleichheit 44, 94, 122, 123. 

145.146.608,667 
Rechtsschutz 607 
Rechtssicherheit 596 
Rcchtsvertretungen, Übernahme 20 
Rehabilitation 440 f. 
Renten 
- Mindest- und Maximal- 63 
- Rentenalter 53, 131, 162, 223. 

225 ff.. 229, 232, 277' 420, 469 f., 
481,628 

- Rentenanspruch 126, 131, 133, 
157,162,165,343.374,380,389, 
394 f., 397. 400 f., 425, 452. 458, 
462,464 

- Rentenarten 447 
- Rentensplitting 322 
- Verbesserung 382 
Risikobeiträge 217, 221 
Rollendenken 250, 629 
- traditionelles 185 
Rollenteilung 215. 281 , 365 f., 388, 

455 
Rollenverständnis 10 f., 39, 45, 73. 

186. 215.250.281,335,365,389, 
421, 454 ff. 

Rücktrittsalter 230 
Rückwirkung 218, 582, 588ff., 658 

Sachzusammenhang. enger 142, 232 
Schaden 211. 343, 346, 415 
Schadenersatz I 14,234.241,348, 

352,514 
Schadenminderungspflicht 404, 436 f. 
Scheidung 97. 107, 157. 248,259, 

261 ff.. 313, 332, 337,338 ff.. 343, 
345 f. , 351, 353 ff., 363, 368, 37l, 
384, 411,413,456,471,480. 489, 
491 

- Scheidungsfalle 328, 332. 352 
Scheidungsrecht 115, 343 f., 355, 372, 

469,470 
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Schul- und Ausbildungswesen 42, 
174, 187,260,492 

Schulgesetzgebung 175 
Schutz, so7ialer 90, 91, 249, 482, 628 
- Schutzgedanke 83. 89. 232, 250. 

267, 271 , 323, 
- Schutzwürdigkeit 236 
Schweizerischer Verband für 

Frauenstimmrecht 31 
Schweizerisch-italienische Abkom­

me n über Soziale Sicherheit 162 
Segregationstendenz, berufliche 187 
Selbstsorge 343, 349, 426 ff., 434, 

440 
Sexuelle Belästigung 510 ff., 612 
Sondergut 37 f., 327 f., 340, 352 
Sonderschutz 471 
Sonntagsa rbeit 63, 279 ff., 469, 471. 

482 f. 
- Verbot siehe Sonntagsarbeit 
Sorgepflicht 343. 367, 372, 389 
Sorgerechte 367, 372 
Sozialkompeten7 521, 553, 655 
Soziale Siche rheit 91, 162. 170,209, 

320,323,379,388,627 
Soziale Verhältnisse 27, 92. 93, 163; 

siehe auch Verhältnisse 
Sozialfürsorge 363, 366 
Sozialleistungen, s taa tliche 165 
Sozialrechte 170 
Sozialversicherungsrecht 90, 157, 

165,211 . 239,277,323,325,351, 
373,384,392, 393,537,608 

Sparquote 359 
Splitting 352 
Staatliche Aufgabe 69, 602, 635 
Staatsrechtliche Beschwerde 30. 32. 

34, 136ff., 139f., 144,146,159. 192, 
235, 525, 586, 595, 610, 646 ff. 

Statistische Elemente 532 
Stellung der Frau 40, 48, 54, 57, 119, 

139,208,281 , 470,479,506,618, 
627,631,633,676 

Steuergesetz 469 
Steuerrecht 88 
Stimmausweis, Ausstellung von 32 

376 

Stimm- und Wahlrecht 30, 32. 35 f.. 
39,48, 189,196.473,494,502,623. 
629,682 

- Erwachsenenst immrecht 469 
Stimmregister. Eintragung in das 

Gemeinde- und kantonale 32, 622 
Strei twert 615 

Taggeld 
- Kürzung 405 
- Leistungen 244 
Tätigkeit, identische 545 
Tatbestandsmerkmal 530 ff. 
Teilerwerbstätigkeit siehe 

Teilzeitarbeit 
Teilung, hälftige 469 
Tei lzeitanstellung siehe Teilzeitarbeit 
Teilzeitarbeit 103. 104.224. 259, 261, 

265,267,327, 347,362, 367.383, 
403,418,452,456.464,477,561. 
563,564 

Teilzeitarbeitende siehe 
Teilzeitarbeit 

Teilzeitberuf siehe Teilzeitarbeit 
Treu und G lauben 593, 594 
- Vertrauensschutz 64 

Übereinkommen, internationale 47. 
62, 159, 160,168, 225.279,622 

Übere ntschädigung 390, 395, 397 
Übergangsbestimmung 43,218 
Übergangsfrist 129 f., 537, 587 
Überprüfung, richterliche 136,223, 

298,588,603 
Überschuss 349, 355,356, 358, 359, 

411,669 
Überversicherung 391. 393 ff., 397, 

401 ff. 
Umschulung 261, 330, 338, 439 ff.. 

443 
Umstände, konkrete 63. ll3, 154, 

335f .. 342,347, 349,369 
U nfa llversicherung 95, 2 10 f., 390. 

392, 396f., 398,401 f., 469f. 
U ngleichbehandlung 15, 17, 40, 62. 

75, 101,106f., 110, 123,131, 144, 
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172,177,241. 275ff., 471,478,485, 
530,560.562,571,576, 585,623 

- diskriminierende 87, 114. 242, 382, 
389,562 

- geschlechtsbedingte 74, 100, 110, 
268, 290,496, 576,612 

- indirekte, mittelbare 558 
- rechtliche 88, 256, 270,622 
- Verbot der 294, 606 
Ungleichgewicht 180, 242, 327, 358 
Ungleichhe iten 45, 52, 56, 115, 187, 

206,248,298,315,476,482,603, 
639 

- biologische und funktionale 206 
- in der Entlöhnung 52. 518. 523, 

618 
- faktische 44, 86, 209, 255,276, 468. 

477. 628, 664 
- rechtliche 16, 44, 255 
- tatsächliche siehe faktische 
Unterhal t 50. 107. 325. 329, 335, 338, 

340.345.352,355.357,360.393, 
407,410,432, 440,667 

- Anspruch 342, 349. 358, 361, 366 
- Beiträge 263. 340, 341. 247, 348, 

350. 354, 362f., 491 
- Pflicht 344, 361, 366, 393 
- Regelung 255 
- Unterhaltskosten 440 
Unterschied 
- biologischer 172, 244, 268.269, 

273,477, 625 
- funktionaler 175, 215. 268,269, 

625 
Untervertretung 493, 502 

Väter, le ibliche 248. 250, 
Vaterschaftsurlaub 244. 250. 665 
Verbandsklage 515. 602. 609f. 
Verbot eines überspitzten 

Formalismus 64 
Verbot formelle r 

Rechtsverweigerung 64 
Vereinsfreiheit 19, 21 
Verfahren 
- Verfahrenserleichterungen 507 

- Verfahrensfragen 58, 136. 601 
- Verfahrensregeln 143 
Verfassung 
- Verfassungsauslegung 30 
- Verfassungskonformität siehe 

Verfassungsmässigkeit 
- Verfassungsmässigkeit 53, 120, 

122. 160, 184.189,192,214,218, 
219,226,229, 231, 236,242,247, 
258.264, 272,280,287,291f.,299, 
317, 366, 383,460. 470,474,588, 
590, 640, 664, 667 f., 676 

- Verfassungsrang 589 
- Verfassungswidrigkeit 131, 165, 

187,199,206,211,217, 218,220, 
222.227,229,236,247, 267f., 270, 
292,295,304,502,581,647.663 

Vergleich 106, 364, 381 f., 387,423, 
448.552,530,540,546, 547,548ff., 
562. 578 f .. 592, 603, 650, 654 

Vergleichsbasis 540. 541, 548, 605 
Verhältnismässigkeit 123, 576 f., 579, 

641 
- Verhältnismässigkeitsgrundsatz 5-

79 
- Verhältnismässigkeitsprüfung 641 
Verhältnisse, wirtschaftliche und 

soziale 27. 93, 163 
Verjährung 580, 585, 587, 589, 594, 

595 f., 658 
Versorgerehe 374, 379, 388, 481 
Versargerschaden 414f., 420f. 
- Aktivitätsdauer 420 
Verträge, bilaterale 159 
Vertrag 159, 236. 584. 640, 658 
Vertragsfreiheit 49, 65 
Vertrauensschutz 64 
Vertretung, paritätische 642 
Vertretungsrecht 38. 65. 81, 159 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde 136, 

140 ff.,147, 157.159,647,648 
Verwirkungsfrist 263 
Verzicht 191.290,412,487. 590, 592, 

593,600, 658 
Volkswahlquoten 503, 505 
Vorrang "pro femina" 500 
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Vorsorgedefizit352 
Vorsorgeeinrichtung, 
- öffent lichrechlliche 214, 221, 222 
- privatrechtliche 219 
Vorzugs-Regelung 479 

Wahl- oder Ergebnisquote 494 
Wahlfreihei t 169, 500, 501. 642 
Wahlrecht siehe Stimm- und 

Wahlrecht 
Wahlvorschlag-Quoten 642 
Waisenrenten 237 f .. 240 f. 
- Mutterwaisenrente 165, 239ff .. 

242,380 
- Vaterwaisenrente 238, 241 f. 
Wandel der überlieferten Denkweise 

33 
Wehrpnicht 21, 198 
Weiterbildung 181,260. 330, 341, 

506,517,534 
Wertschätzung 225, 407, 549, 602 
Wertung 63, 82, 108. 119. 148, 151, 

172.301 ,453,549.618,660, 671 
Werturteil618 
Wiedereinbürgerung 121, 301, 302f., 

308 
Wiedergutmachungszweck 513 
Willkür 25. 61 f., 63 f.. 66, 73, 83, 87. 

101' 106, 108, 110, 112, 248, 304, 
338,342,36 1f. ,402,556,653, 672 

- Verbot 59, 83, 105, 108, HOf., 114, 
225, 241 ,434, 449, 556,579,599, 
618 

Wirtschaftslage 341, 349 
Wirtschaftspatent 26 
Wissenschaft, ökonomische 567 
Witwen 133, 21 l, 213. 214. 373 f., 

381 f., 471.481 
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Witwenrente 63, 2Uf., 216f. , 220, 
229, 241. 469, 481 

Witwerrente 63, 209, 211 f., 214. 216. 
217 f., 221, 229,241, 469 

- Anspruch 131, 211,469,471 
- Regelung 222 
Wochenarbeitszeit 458 
Wohnort. fiktive Wahl 323 
Wohnsitz 19, 35, 97, 232, 317 IT .. 

320ff.,336,622,668 
- gesetzl icher 3 18 
- zivilrechllicher 320 

Zeitablauf 69, 131, 133 
Zeitaufwand 4U, 417ff., 422, 446, 

466 
Zeiteinteilung, paritätische 502 
Zivilschutzdienstpflicht 195, 199 
Zivilstand 
- Zivi lstandsabhängigkeil 84. 380, 

384 
- Z ivilstandsänderung 384, 386. 

387 f. 
- Zivilstandswechsel siehe 

Zivilstandsändenmg 
Zugang 
- zu bestimm ten Berufen 28 f., 473. 

5 17,688 
- zu besonderen Fächern 185 
Z ulassungsbedingungen. Gleichheit 

174 
Zulassungsvorschriften, Advokatur 

24,28 
Zumutbarkeit 278, 338, 342. 347. 349, 

354,366, 449, 452,456.466, 672 
Zwangslage, wirtschaftl iche 262, 487 
Zwischenstaatl iche Vereinbarungen 
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